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Das Recht ändern, was steht auf dem Spiel?

Im März 2019 kommt Jasmine, nennen wir sie so, in die gynä­
kologische Notaufnahme. Am Abend zuvor war sie mit Freun­
dinnen ausgegangen. Sie erinnert sich, dass sie mit netten Typen 
getanzt, viel gelacht und wohl auch zu viel getrunken hatte, und 
dann war nichts mehr. Sie wacht in der Kälte, auf einem Park­
platz auf dem Boden, auf und hat keine Unterwäsche an. Sie 
hat starke Schmerzen. Wurde sie unter Drogen gesetzt? In der 
Notaufnahme angekommen, möchte sie wissen, was während 
ihres Blackouts passiert ist. Ist sie Opfer von sexueller Gewalt ge­
worden? Sie wird vom Pflegepersonal betreut, erhält eine Erst­
versorgung und geht dann geschlagen und mit Schuldgefühlen 
nach Hause. Sie wird keine Anzeige erstatten.

Einige Monate später meldet sich Maria, auch hier ein er­
fundener Vorname, bei der Polizei. Sie möchte eine Anzeige 
wegen häuslicher und sexueller Gewalt durch ihren Partner 
erstatten, von dem sie sich gerade trennen will. Sie ist zuver­
sichtlich. Ihr Fall scheint solide zu sein, da ihre Aussagen durch 
Bilder des Gerichtsmediziners und ein kürzlich ausgestelltes 
ärztliches Attest bestätigt werden, das Blutergüsse und zahl­
reiche Prellungen an ihren Oberschenkeln, ihrem Oberkörper 
und ihren Armen dokumentiert. Sie war mehrere Monate lang 
den Schlägen ihres Ehemannes ausgesetzt, wobei das letzte Mal 
besonders brutal war. Sie berichtet von wiederkehrender sexu­
eller Gewalt und erklärt sehr deutlich, warum es für sie schwie­
rig war, sich zu wehren. Sie hatte nicht nur Angst vor ihrem 
Ehepartner, der mehrfach gedroht hatte, sie oder die Kinder 
zu töten, sondern schwieg auch, damit die Kinder, die im Ne­
benzimmer schliefen, nichts hören konnten. Auch wenn Maria 
glaubwürdig erscheint, wird ihr Ehepartner dennoch nicht we­
gen sexueller Gewalt verurteilt. Nur die Körperverletzung wird 
von der Justiz als solche eingestuft. In der geschlossenen Ehe 
lässt die Tatsache, dass sie sich anscheinend nicht gewehrt hat 



und zugibt, dass ihr Ehepartner sich bei anderen Gelegenheiten 
nicht über ihre Weigerung hinweggesetzt hat, Zweifel daran 
aufkommen, was eine Nötigung kennzeichnet. Sexuelle Ge­
walt kann rechtlich nicht nachgewiesen werden. 

Trotz ihrer Unterschiede sind Jasmine und Maria zwei Op­
fer sexueller Gewalt, deren Schädigung wie bei vielen anderen 
nicht von der Strafjustiz anerkannt wird. Die eine Frau, weil 
sie die Taten nicht anzeigt. Die andere, weil die Tat trotz der 
Anzeige nicht rechtlich qualifiziert werden kann. Die Justiz 
geht davon aus, dass es sich bei den Körperverletzungen um 
Tatsachen handelt, die durch die ärztlichen Bescheinigungen 
belegt sind, hält aber trotz des gewalttätigen Kontexts nicht 
an der Nötigung fest. Und doch: Wie soll man sich wehren, 
wenn man Schläge fürchtet und aus Erfahrung weiss, dass je­
der falsche Schritt tödlich sein kann? Wie soll man rechtliche 
Anerkennung finden, wenn man sich nicht wirklich sicher ist, 
was passiert ist? Wie kann man sich nicht schuldig fühlen für 
das, was passiert ist, wenn die Botschaft, die Mädchen von 
klein auf vermittelt wird, lautet, dass es in ihrer Verantwortung 
liegt, sich zu schützen? In beiden beschriebenen Fällen wurde 
Geschlechtsverkehr aufgezwungen, und dennoch werden die 
Täter nach der derzeitigen Rechtslage nicht verurteilt. Maria 
konnte die Nötigung vor Gericht nicht beweisen. Jasmin hat 
diese Schwierigkeit vorausgesehen, indem sie einfach keine An­
zeige erstattet hat.

Diese beiden exemplarischen Fälle sind ein Echo der ak­
tuellen Debatten über die 2018 begonnene Revision der straf­
rechtlichen Definition von sexueller Gewalt, in der die Frage 
der Zustimmung im Zentrum steht, und ganz allgemein der 
Debatten, die seit 2017 die #MeToo­Bewegung auf Schweizer 
und internationaler Ebene prägen. Sie gehören zu den zahlrei­
chen Fällen, die im Rahmen einer in Genf durchgeführten For­
schungsarbeit1 untersucht wurden, die sich mit der strafrechtli­

1 Die Forschungsarbeit trägt den Titel Die strafrechtliche Behandlung von 
sexueller Gewalt in Genf (Le traitement pénal des violences sexuelles à Genève) 
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chen Behandlung von sexueller Gewalt befasst und die Grenzen 
des Rechts und der Strafjustiz in diesem Bereich hinterfragt. 
Anhand der Auseinandersetzung mit der Geschichte der Opfer 
liefert die Studie die notwendigen Erkenntnisse für ein besse­
res Verständnis der Rechtsdurchsetzung. Die Forschung liefert 
Informationen über das, was man als «Schwund» der Opfer im 
Strafverfahren bezeichnen kann, d. h. die Differenz, die vor 
und nach dem Strafverfahren zwischen der erfassten Zahl der 
offenkundigen Gewalttaten und der tatsächlichen Zahl der Ge­
richtsverfahren und Verurteilungen wegen sexueller Gewalt be­
steht. Sie ermöglicht auch ein besseres Verständnis dessen, was 
im derzeitigen System mit Strafanzeigen geschieht. Schliesslich 
fördert sie Überlegungen dazu, wie das Konzept der Zustim­
mung im Verfahren interpretiert und umgesetzt wird.

Die aktuelle Debatte und die verschiedenen  
Formen der Zustimmung

Das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Be­
kämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, die 
sogenannte Istanbul­Konvention, die von der Schweiz 2017 ra­
tifiziert wurde und 2018 in Kraft trat, legt in Artikel 36 fest, dass 
jede sexuelle Handlung ohne gegenseitiges Einverständnis eine 
Straftat darstellt. In diesem Sinne verpflichtet sie die Schweiz, 
ihr Sexualstrafrecht zu überarbeiten, um die Frage der Zustim­
mung in den Mittelpunkt der Definition zu stellen. Weiter be­
steht die Verpflichtung auch darin, die bis heute vorherrschende 
geschlechtsspezifische Definition von Vergewaltigung zu über­
denken, die bereits früher kritisiert und hinterfragt worden war.

und wird von der Soziologin Marylène Lieber geleitet (unter Mitarbeit der Ju­
ristinnen Stéphanie Perez­Rodrigo und Cécile Greset). Die Forschung wird 
vom Centre Maurice Chalumeau pour les sciences des sexualités finanziert und 
wurde anfänglich auch vom Büro für die Förderung der Gleichstellung und 
die Prävention von Gewalt des Kantons Genf mit einem Beitrag unterstützt.
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Zwei separate Gesetzesartikel zu «Strafbaren Handlungen 
gegen die sexuelle Integrität»

Die Schweiz hat in der Tat eine Auffassung von Vergewaltigung, 
die als «archaisch» eingestuft wird (Quéloz 2012). Zwar wird 
sexuelle Gewalt heute wie in anderen Rechtsordnungen durch 
zwei Strafnormen geahndet, Artikel 189, der die sexuelle Nöti­
gung verfolgt, und Artikel 1902, der die Vergewaltigung unter 
Strafe stellt, doch was diese beiden Normen voneinander un­
terscheidet, ist im Schweizer Fall besonders. Der Gesetzgeber 
definiert Vergewaltigung nämlich geschlechtsspezifisch, und 
nur peno­vaginale Penetration gilt in den Augen des Rechts als 
Vergewaltigung. Alle anderen Formen der Penetration (Finger, 
mit einem Gegenstand, in den Anus usw.) fallen unter Arti­
kel 189 StGB, der sexuelle Nötigung unter Strafe stellt.

Diese beiden Straftaten werden von Amts wegen verfolgt. 
Eine Ausnahme bildete bis 2004 die sexuelle Nötigung oder 
Vergewaltigung in einer ehelichen Beziehung und in einem 
gemeinsamen Haushalt, die auf Antrag verfolgt werden muss­
te. Seitdem ist kein Antrag mehr erforderlich und einfache 
Körperverletzung (Art. 123 StGB), wiederholte Tätlichkeiten 
(Art. 126 Abs. 2 Bst. b und c StGB), Drohungen (Art. 180 
Abs. 2 Bst. a StGB), Nötigung (Art. 181 StGB), sexuelle Nö­
tigung (Art. 189 StGB) und Vergewaltigung (Art. 190 StGB) 
zwischen Ehegatten oder Lebenspartnern werden im Prinzip 
von Amts wegen strafrechtlich verfolgt. Der Strafantrag kann 
jedoch bei Gewalt in der Ehe vom Opfer zurückgezogen wer­

2 189 StGB: Sexuelle Nötigung: «Wer eine Person zur Duldung einer bei­
schlafsähnlichen oder einer anderen sexuellen Handlung nötigt, namentlich 
indem er sie bedroht, Gewalt anwendet, sie unter psychischen Druck setzt 
oder zum Widerstand unfähig macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jah­
ren oder Geldstrafe bestraft». 190 StGB: Vergewaltigung: «Wer eine Person 
weiblichen Geschlechts zur Duldung des Beischlafs nötigt, namentlich indem 
er sie bedroht, Gewalt anwendet, sie unter psychischen Druck setzt oder zum 
Widerstand unfähig macht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren bestraft».
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den, allerdings nur bei einfacher Körperverletzung, wiederhol­
ten Tätlichkeiten, Drohungen und Nötigung (Art. 55a StGB).3

In Bezug auf das Strafmass wird Vergewaltigung nach 
wie vor strenger bestraft als sexuelle Nötigung. Bei ersterer ist 
die Strafe eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr und 
höchstens zehn Jahren. Bei der zweiten ist die Strafe mindes­
tens eine Geldstrafe und höchstens eine Freiheitsstrafe von bis 
zu zehn Jahren. Der Unterschied zwischen Artikel 189 und 
Artikel 190 beruht also nicht auf dem Höchstmass der Strafe, 
sondern auf ihrem Mindestmass. Fälle, die insbesondere durch 
den Gebrauch einer Waffe oder eines anderen gefährlichen Ge­
genstands erschwert werden, werden mit einer Mindeststrafe 
von drei Jahren Freiheitsentzug sanktioniert (Art. 189 Abs. 3 
und 190 Abs. 3 StGB).

Seit der Revision durch das Bundesgesetz vom 21. Juni 
1991 ist das zu schützende Rechtsgut die sexuelle Selbstbestim-
mung einer Person (und nicht mehr die Sitten oder die öffent­
liche Moral) (BGE 148 IV 234). Diese wird definiert als die 
Freiheit der Selbstbestimmung sowohl in Bezug auf das Sexu­
alverhalten als auch auf die Partner und Partnerinnen. Aus die­
sem Grund ist das Fehlen der Zustimmung ein grundlegendes 
Element bei den Straftatbeständen der sexuellen Nötigung und 
Vergewaltigung. Die Ablehnung einer sexuellen Handlung 
muss respektiert werden und eine Handlung, die darauf ab­
zielt, diese Ablehnung zu überwinden, ist strafbar. Um dies zu 
er reichen, muss nach Ansicht des Bundesgerichts das Vorliegen 

3 «Bei einfacher Körperverletzung (Art. 123 Ziff. 2 Abs. 3–5), wieder­
holten Tätlichkeiten (Art. 126 Abs. 2 Bst. b, bbis und c), Drohung (Art. 180 
Abs. 2) und Nötigung (Art. 181) kann die Staatsanwaltschaft oder das Ge­
richt das Verfahren sistieren, wenn: a. das Opfer: 1. der Ehegatte des Täters ist 
und die Tat während der Ehe oder innerhalb eines Jahres nach deren Schei­
dung begangen wurde, oder 2. die eingetragene Partnerin oder der eingetra­
gene Partner des Täters ist und die Tat während der Dauer der eingetragenen 
Partnerschaft oder innerhalb eines Jahres nach deren Auflösung begangen 
wurde, oder 3. der hetero­ oder homosexuelle Lebenspartner beziehungsweise 
der noch nicht ein Jahr getrennt lebende Ex­Lebenspartner des Täters ist».
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eines «wirksamen Zwangs» nachgewiesen werden (BGE 148 IV 
237 c. 3.3).

Und tatsächlich wird die fehlende Zustimmung über den 
Begriff des Zwangs erfasst. Die Artikel 189 und 190 StGB nen­
nen in nicht erschöpfender Weise die verschiedenen Zwangs­
mittel, die der Täter anwenden kann, wie Drohung, Gewalt, 
psychischen Druck und Unfähigkeit zum Widerstand. Die 
Rechtsprechung legt fest, dass das Opfer nicht völlig wider­
standsunfähig sein muss, sondern dass eine gewisse Intensität 
erforderlich ist (BGE 148 IV 238 c. 3.3). Das Gesetzbuch er­
kennt psychischen Druck auf ein Opfer an, und es ist nicht 
erforderlich, dass dieser nur zum Zeitpunkt der Tat ausgeübt 
wird. Vielmehr kann er auch das Ergebnis früherer, wiederhol­
ter oder über einen längeren Zeitraum andauernder Handlun­
gen sein – das Bundesgericht beschreibt dieses Zwangsmittel 
als «strukturelle Gewalt» (BGE 131 IV 107 c. 2.4; BGE 126 IV 
124 c. 3b). Allerdings muss auch dieser psychologische Druck 
eine gewisse Intensität aufweisen, die mit der Anwendung von 
Gewalt und Drohungen vergleichbar ist (BGE 131 IV 167 c. 
3.1; BGE 133 IV 49 c. 6.2). Obwohl der Gesetzgeber mit der 
Vorstellung brechen wollte, dass der Täter das Opfer wider­
standsunfähig machen muss, indem er nicht das verwendete 
Mittel, sondern die Wirksamkeit der Nötigung in Betracht 
zieht, wird diese vor allem im Hinblick auf den Widerstand 
des Opfers festgestellt. Entscheidend ist nach wie vor die un­
missverständliche Ablehnung des Opfers (Jaquier et al. 2023). 
Darüber hinaus ist es weiterhin erforderlich, dass der Täter sich 
dieser Ablehnung, des fehlenden Einverständnisses und des 
ausgeübten Zwangs bewusst war oder deren Möglichkeit in 
Kauf genommen hat (BGE 148 IV 239 c. 3.4; Corboz 2010). 

So erkennt die Rechtsprechung zwar verschiedene Arten 
von Zwang an, bevorzugt jedoch eine enge Auslegung des Be­
griffs. Dieser muss «eine gewisse Intensität» aufweisen und wird 
in erster Linie anhand des Widerstands des Opfers festgestellt. 
Dieser Widerstand muss eher physisch als verbal sein (Scheideg­
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ger et al. 2020). Vor allem muss er es den Tätern ermöglichen, 
die fehlende Zustimmung und den ausgeübten Zwang zu ver­
stehen (Jaquier et al. 2023). Ein kürzlich ergangener Bundes­
gerichtsentscheid lässt jedoch eine bessere Berücksichtigung 
der mündlichen Ablehnung durch die Opfer erwarten (BGE 
6B_367/2021 c. 2.3.2 und 2.3.3)4.

Auf dem Weg zu einer Neuformulierung  
der Definition im Sexualstrafrecht

Die strafrechtliche Definition von Vergewaltigung und die mil­
de Bestrafung von Vergewaltigung und sexueller Nötigung sind 
in der Schweiz seit Mitte der 2010er Jahre Gegenstand einer 
Debatte. Im Jahr 2014 reichte Nationalrat Hugues Hiltpold von 
der FDP­Fraktion eine Motion ein, die verlangte, dass die straf­
rechtliche Definition von Vergewaltigung «auf jede erzwungene 
sexuelle Penetrationshandlung ausgeweitet wird, die unabhän­
gig vom Geschlecht des Opfers oder des Täters begangen wird» 
(Motion 14.3651). Damals war der Bundesrat der Ansicht, dass 
kein dringender Handlungsbedarf bestehe. Seiner Ansicht nach 
wies das Schweizer Recht keine strafrechtlichen Lücken auf und 
ermöglichte es, alle Opfer sexueller Gewalt unabhängig von ih­
rem Geschlecht zu schützen. 

In jüngerer Zeit, im November 2017, reichte die Genfer 
Sozialdemokratin Laurence Fehlmann Rielle eine Motion mit 
demselben Ziel ein (Motion 17.3992). Diesmal brachte der 
Bundesrat seine Bereitschaft zum Ausdruck, eine Revision des 
Strafrechts vorzuschlagen, damit auch Männer als Opfer von 

4 Gemäss diesem Urteil sollte eine klare Aussage des Opfers den Beschul­
digten zumindest dazu verpflichten, die gegenseitige Zustimmung zu über­
prüfen und sicherzustellen (BGE 6B_367/2021 c. 2.3.2). Darüber hinaus 
würde die Beurteilung, dass in einem solchen Fall der Widerstand für den 
Täter nicht erkennbar sei, dazu tendieren, das Kantonsgericht in der Beur­
teilung «in Willkür zu verfallen» (BGE 6B_367/2021 c. 2.3.3). Dieses Urteil 
ist jedoch nicht repräsentativ für die gängige Praxis und bleibt vorerst eine 
Ausnahme (Scheidegger et al. 2020).
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Vergewaltigungen betrachtet werden können. So schlug der 
Bundesrat im April 2018, zeitgleich mit dem Inkrafttreten der 
Istanbul­Konvention und im Rahmen der Reform der Straf­
rahmenharmonisierung, weitere Änderungen des Sexualstraf­
rechts vor, insbesondere in Bezug auf die geschlechtsspezifische 
Definition von Vergewaltigung. Es war eine Subkommission 
der Rechtskommission des Ständerats, die zwischen Januar 
2019 und Januar 2020 gezielt daran arbeitete, bevor das Bun­
desamt für Justiz einen Vorentwurf verfasste, der im Januar 
2021 in die Vernehmlassung geschickt wurde. 

Im Herbst 2019 startete Amnesty International eine Peti­
tion mit dem Titel «Gerechtigkeit für Betroffene sexualisierter 
Gewalt», in der gefordert wurde, dass diese Reform zum Anlass 
genommen wird, das rechtliche Konzept der sexuellen Zustim­
mung zu überdenken und sich von dem Begriff des Zwangs zu 
lösen, der dazu verpflichtet, sich vor allem für den Widerstand 
zu interessieren, den das Opfer angeblich geleistet hat. Auf der 
Grundlage psychologischer Erkenntnisse, insbesondere des Kon­
zepts des Freezing, der Erstarrung aus Angst, eine körperliche 
Reaktion, von der viele Opfer berichten, dass sie wie gelähmt wa­
ren und sich nicht wehren können oder konnten, fordert sie, dem 
Beispiel der Länder zu folgen, die eine Definition von sexueller 
Gewalt eingeführt haben, die auf dem Konzept der Zustimmung 
beruht. Eine solche Neudefinition würde neben der sexuellen 
Selbstbestimmung auch die sexuelle Integrität schützen.

Diese Unterscheidung mag unklar oder gar anekdotisch er­
scheinen, ist aber dennoch von entscheidender Bedeutung. Sie 
führt zu einer echten Umkehrung der Perspektive, da sie vor­
schlägt, sich nicht mehr hauptsächlich für das Verhalten des 
Opfers zu interessieren (Hat es Widerstand geleistet? Hat es klar 
abgelehnt? Hat es sich klar ausgedrückt?), sondern sich dafür 
zu interessieren, wie die Angeklagten sich um die gegenseitige 
Zustimmung bemüht haben. Im Hinblick auf die Vorstellungen 
über die männlichen und weiblichen Rollen ist die Tragweite weit 
mehr als nur symbolisch: Eine solche Perspektive ermöglicht es, 
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sich von einem immer noch weit verbreiteten normativen Dop­
pelstandard zu verabschieden, der zwischen männlicher (aktiver) 
und weiblicher (passiver) Sexualität unterscheidet und demzufol­
ge die Verantwortung bei den Frauen liegt, den Zugang zu ihrem 
Körper zu verhindern (Bozon 1991; Colombo et al. 2017). Femi­
nistische Juristinnen sprechen dann von der «Zustimmungsver­
mutung», d. h. der zugrunde liegenden Idee, dass Frauen implizit 
in sexuelle Beziehungen einwilligen, ausser in Fällen, in denen sie 
unter Zwang ihre Ablehnung zum Ausdruck bringen (Le Mague­
resse 2012). Dieser Doppelstandard erstreckt sich auf alle Opfer 
sexueller Gewalt. Nach der derzeitigen Rechtslage steht der Kör­
per einer anderen Person standardmässig für den Geschlechts­
verkehr zur Verfügung, es sei denn, diese Person lehnt ihn ab. 
Mit anderen Worten: Die sexuelle Zustimmung des Opfers wird 
vorausgesetzt, und die Haltung des Opfers ist für den Ausgang 
des Gerichtsverfahrens ausschlaggebend. Da die Opfer in der 
Praxis überwiegend Frauen sind, wird die Doppelmoral in sexu­
ellen Angelegenheiten im Recht erneut bekräftigt (Bozon 1991).

Mit 37 000 Unterschriften und der Unterstützung von 37 
Organisationen hat die von Amnesty International lancierte 
Petition zweifellos dazu beigetragen, dass die ursprüngliche 
Reform weiter vorangetrieben wurde. Es besteht Einigkeit dar­
über, dass das Sexualstrafrecht modernisiert werden muss, aber 
die Frage ist immer noch, wie. Im Januar 2021 schlug der in 
die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf eine Änderung von 
Vergewaltigung als jede Form des erzwungenen Eindringens 
in den Körper vor – womit die peno­vaginale Definition von 
Vergewaltigung abgeschafft würde (CAJ 2021). Ausserdem 
wurde die Schaffung einer neuen Strafkategorie vorgeschlagen, 
nämlich der sexuellen Nötigung (187a StGB), die anwendbar 
wäre, wenn der Täter «gegen den Willen» der anderen Person 
handelt, aber keine Nötigungsmittel anwendet. Diese neue 
Kategorie wurde von Opferschutzorganisationen und femi­
nistischen Vereinigungen sowie von einigen Jurist:innen und 
Strafrechtler:innen heftig kritisiert und als eine Form der De­
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qualifizierung von sexueller Gewalt angeprangert. Diese Kriti­
ker:innen betonten, dass eine solche strafrechtliche Kategorie 
eine Form der Hierarchie zwischen sexuellen Übergriffen und 
dem, was man als «Vergewaltigung zweiter Klasse» betrachten 
könnte, einführen würde (Boillet et al. 2021). Im Gegenteil, 
die Modernisierung des Rechts müsste laut ihnen über das lau­
fen, was man als Verpflichtung zur Aufmerksamkeit bezeichnen 
könnte, d. h. eine egalitärere Auffassung von Sexualität, bei der 
sich jede:r um die Gegenseitigkeit des Begehrens kümmert. 
Eine solche Perspektive kann in der Formel «Nur Ja heisst Ja» 
zusammengefasst werden.

Der im August 2021 veröffentlichte Bericht über die Er­
gebnisse dieser Vernehmlassung zeigt eine beispiellose Mo­
bilisierung, welche die Vernehmlassung insbesondere in den 
betroffenen Kreisen ausgelöst hat, und berichtet über die Stel­
lungnahmen der Kantone, Parteien und Verbände (OFJ 2021). 
Die Rechtskommission des Ständerats beschloss daraufhin, 
den neuen Straftatbestand aufzugeben, und entschied sich in 
einem neuen Entwurf, der im Februar 2022 validiert wurde, 
für eine Neuformulierung und Abstufung der Artikel 189 und 
190 (ohne Zwang, mit Zwang, auf grausame Weise oder unter 
Einsatz einer Waffe). Um auf gesellschaftliche Entwicklungen 
zu reagieren, sieht das neue Sexualstrafrecht vor, die fehlende 
Zustimmung einzubeziehen, indem ein erster Absatz hinzu­
gefügt wird, in dem kein Zwang erforderlich ist, um sexuelle 
Gewalt zu qualifizieren. 

Es bleiben jedoch zwei konkurrierende Sichtweisen beste­
hen: Eine sogenannte Mehrheitsposition bevorzugt eine Pers­
pektive, die mit der Formel «Nein heisst Nein» zusammengefasst 
wird, während eine als Minderheit dargestellte Position eine 
sogenannte «Nur Ja heisst Ja»­Perspektive favorisieren würde. 
Diese Unterscheidung ist wichtig. Sie wirft die Frage auf, ob im 
Recht die Vorstellung beibehalten werden soll, dass die Ableh­
nung ausdrücklich sein muss, oder ob stattdessen eine weniger 
geschlechtsspezifische Darstellung sexueller Beziehungen einge­
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führt werden soll, bei der sich die Parteien um die ausdrückliche 
Zustimmung ihrer Partner:innen kümmern müssen. Diese un­
terschiedliche Auffassung spiegelt sich auch in der zu wählenden 
Formulierung wider: Handelt es sich um eine Handlung «gegen 
den Willen», bei der die Ablehnung der angegriffenen Person 
verbalisiert oder körperlich nachgewiesen werden muss, oder um 
eine Handlung «ohne die Zustimmung» einer anderen Person, 
bei der es stattdessen darum geht, sich um körperliche und ver­
bale Zeichen des gegenseitigen Begehrens zu kümmern?

Während die Konsultation deutlich zeigt, dass die «Nur Ja 
heisst Ja»­Lösung von Kreisen bevorzugt wird, die den feminis­
tischen Bewegungen und den Vereinigungen zur Unterstützung 
und Hilfe für Opfer nahe stehen, da sie es ermöglichen wür­
de, sich der Perspektive zu entledigen, die der Art und Weise 
gewidmet wird, wie das Opfer Widerstand geleistet und seine 
Ablehnung zum Ausdruck gebracht hat, wird die «Nein heisst 
Nein»­Lösung zunächst bevorzugt, da sie laut der Mehrheitspo­
sition in der nationalrätlichen Rechtskommission «eine realisti­
schere und optimistischere Sicht» der Sexualität darstellen würde 
(CAJ 2022). Die Befürworter:innen dieser Perspektive argumen­
tieren, dass eine Ablehnung «objektiv leichter zu erkennen» ist, 
und sorgen sich um eine mögliche Umkehr der Beweislast und 
eine Infragestellung der Unschuldsvermutung, einem zentralen 
und wesentlichen Prinzip des Strafrechts. In diese Richtung hat 
übrigens auch der Ständerat im Juni 2022 gestimmt, der eine 
Modernisierung des Strafrechts akzeptiert, ohne sich von der 
Zustimmungssvermutung zu verabschieden.

Im Dezember desselben Jahres kommt es zu einem Eklat. 
Der Nationalrat, in dem der Anteil der gewählten Frauen hö­
her ist (42 % gegenüber 26 % im Ständerat), stimmt knapp für 
«Nur Ja heisst Ja» mit der Begründung, dass es im Strafgesetz­
buch nirgendwo sonst eine Zustimmungsvermutung gibt und 
dass der Körper (von Frauen) bei der derzeitigen Rechtslage we­
niger gut geschützt ist als persönliches Eigentum. Das Gesetz 
wurde mit 96 zu 88 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenom­
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men. Am 7. März 2023 bestätigte der Ständerat jedoch seine 
Entscheidung, das «Nein heisst Nein» zu bevorzugen, wobei er 
jedoch Schock und Erstarrung als anerkannte Ausdrucksfor­
men der fehlenden Zustimmung einbezog. Dieser Kompromiss 
stellt die feministischen Organisationen und die Organisatio­
nen zur Unterstützung von Opfern teilweise zufrieden. Sie be­
grüssen zwar die Modernisierung des Sexualstrafrechts, bedau­
ern aber die verpasste Gelegenheit, die geschlechtsspezifische 
Darstellung von Sexualität zu ändern. Sie betonen ausserdem, 
dass es wichtig ist, gleichzeitig die Formen der Opferbetreuung 
und die Sensibilisierung für die gegenseitige Zustimmung ab 
dem frühen Kindesalter zu verstärken.

Beitrag der Genfer Umfrage zur Debatte

In einer Zeit, in der sich zahlreiche Fragen zur strafrechtlichen 
Definition von sexueller Gewalt stellen, möchte dieses Buch die 
Ergebnisse einer in Genf durchgeführten Untersuchung vorstel­
len, die sich mit Personen über 16 Jahren befasst, die sexuelle 
Gewalt erlebt haben, und ihren Weg durch die strafrechtlichen 
Prozesse des Kantons nachzeichnet, von den Vereinigungen zur 
Unterstützung und Betreuung der Opfer (die Opferhilfe Genf 
und die Vereinigung Viol­Secours) bis hin zum Gericht. Das 
Projekt verfolgt drei Forschungsschwerpunkte: (1) Die Merkma­
le der sexuellen Gewalt, die von den verschiedenen Akteur:innen 
(Vereine, Polizei, Justiz) gemeldet oder behandelt werden, sollen 
verglichen werden, indem die sozialen Kennzeichen der Beschul­
digten und der Opfer sowie die Art der Beziehungen, die sie zum 
Zeitpunkt der Tat unterhielten (ehemaliger Ehepartner, berufli­
che oder Kunden­Beziehungen, Fremde usw.); (2) dann in jedem 
Kontext und jeder institutionellen Logik besser zu verstehen, 
welche Vorstellungen die verschiedenen Akteur:innen – spezia­
lisierte Stellen, Polizei, Medizin, Justiz – von dieser Problematik 
haben und welche Antworten sie empfehlen; (3) schliesslich den 
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Prozess der strafrechtlichen Einstufung von sexueller Nötigung 
und/oder Vergewaltigung und die verschiedenen sozialen Logi­
ken, die ihnen zugrunde liegen, zu analysieren. 

Eine solche Studie füllt eine Lücke. So überraschend es 
auch klingen mag, es gibt keine soziologischen Daten über die 
soziale und strafrechtliche Behandlung von sexueller Gewalt in 
der Schweiz. Zu einer Zeit, in der diese Übergriffe Gegenstand 
einer nationalen Debatte sind, und immer häufiger in allen 
gesellschaftlichen Bereichen, sei es in der Kultur, den Medien 
oder der Gewerkschaftswelt, angeprangert werden, ermöglicht 
diese Studie ein besseres Verständnis der tatsächlichen straf­
rechtlichen Reaktionen und der Art und Weise, wie diese Fälle 
von sexueller Gewalt behandelt werden. Sie zeigt insbesondere, 
wie die Annahme der Zustimmung ein zentrales Element der 
Urteilspraxis bleibt und allzu oft dazu beiträgt, sexuelle Gewalt 
und die Opfer zu disqualifizieren.

Das Projekt basiert auf einer Erhebung, die zwischen 2017 
und 2022 durchgeführt wurde, und verbindet qualitative und 
quantitative Methoden. Es kombiniert eine Kodierung der in 
den Akten der untersuchten Institutionen (Opferhilfe Genf, 
Staatsanwaltschaft und Genfer Strafgericht) verfügbaren Da­
ten mit einer Diskursanalyse der Transkripte von Anhörungen, 
Plädoyers und Urteilen sowie mit qualitativen Interviews mit 
verschiedenen Akteur:innen im Verlauf des Strafverfahrens. 
Die Ergebnisse beruhen auf der Analyse der Akten, die den 
Interviewerinnen von den drei betroffenen Institutionen zur 
Verfügung gestellt wurden. Diese Akten wurden ausgewählt, 
nachdem Fälle von Gewalt gegen Minderjährige ausgeschlossen 
worden waren, ebenso wie Akten, die nicht anonymisiert wer­
den konnten oder unvollständig waren. Der Korpus besteht aus 
42 Fällen von sexueller Gewalt gegen eine erwachsene Person, 
die zwischen 2010 und 2017 vor dem Strafgericht (StG) verhan­
delt wurden; aus 122 Fällen, die zwischen 2014 und 2017 bei 
der Staatsanwaltschaft (StA) eröffnet wurden; und aus 467 Fäl­
len, die ebenfalls zwischen 2014 und 2017 von der Genfer Op­
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mit Richter:innen (5), Staatsanwält:innen (6), Polizist:innen 
(5), Anwält:innen (5), Ärzt:innen und Pflegefachper sonen (4), 
Psycholog:innen und Sozialarbeiter:innen (13). 

All diese Daten ermöglichen es, die Logik aufzudecken, die 
die Praktiken und Vorstellungen der verschiedenen Beteiligten der 
Justizberufe und der Opferhilfestellen strukturiert. Auch wenn es 
nicht möglich war, die Fälle von einer Institution zur anderen zu 
verfolgen, da die Dauer der Untersuchung von Fall zu Fall variiert, 
kann eine solche qualitative Untersuchung die Herausforderungen 
aufzeigen, mit denen sowohl die Opfer als auch die verschiedenen 
Akteur:innen im Strafverfahren konfrontiert sind.

Wie die aktuellen Ereignisse zeigen, ist die strafrechtliche 
Behandlung von sexueller Gewalt eine entscheidende Frage 
der sozialen Gerechtigkeit. Es ist zwar üblich, dass Opfern, die 
die erlebte Gewalt zu spät anzeigen, vorgeworfen wird, keine 
Anzeige erstattet zu haben; aber es ist auch wichtig, die Funk­
tionsweise der strafrechtlichen Behandlung von sexueller Ge­
walt besser zu beleuchten, da sie alles in allem immer noch sehr 
schlecht bekannt ist. Einige Vereinigungen und Aktivist:innen 
halten die Justiz oft für ineffizient, während andere Jurist:in­
nen der Meinung sind, dass die Gesetze gegen sexuelle Gewalt 
ausreichend und angemessen sind und gut angewendet werden. 
Angesichts der aktuellen Debatte über die Zustimmung und 
die strafrechtliche Neudefinition von sexueller Gewalt ist es 
wichtig, die Logik der einen und der anderen Seite besser zu 
verstehen und Wissen zu generieren, das für die Aufdeckung 
der Schwierigkeiten von Opfern sexueller Gewalt bei der An­
erkennung ihres Schadens und der Durchsetzung ihrer Rechte 
unerlässlich ist. Mit einem soziologischen Blick auf die Umset­
zung des Rechts und die Schwierigkeiten der Opfer will dieses 
Buch die soziale Logik erfassen, die das Strafrecht durchzieht, 
wenn es um sexuelle Gewalt geht, und einen grundlegenden 
Beitrag zur aktuellen Debatte leisten.
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Sexuelle Gewalt: Was uns die Sozial­
wissenschaften lehren

Historische Arbeiten über sexuelle Gewalt zeigen, dass sie lan­
ge Zeit als Verletzung der Sitten oder der Familienehre gedacht 
wurde und dass die Opfer meist zum Schweigen gebracht wur­
den, um Scham oder Schande zu vermeiden (Vigarello1988). 
Es waren die feministischen Bewegungen der 1970er Jahre, die 
dazu beitrugen, die Grenzen der tolerierten Gewalt zu erwei­
tern und sexuelle Gewalt als eine Modalität der Ungleichheit 
zwischen den Geschlechtern und als ein Verbrechen gegen die 
Person zu betrachten. Sie haben die Debatte auf die öffentliche 
Bühne gebracht, indem sie die private oder individuelle Di­
mension anprangerten, die noch allzu oft bei der Behandlung 
dieser Gewalt angenommen wurde. Soziologische Erhebungen, 
insbesondere die seit Ende der 1990er Jahre entwickelten sta­
tistischen Erhebungen in der Bevölkerung, die sich speziell mit 
Gewalt gegen Frauen befassen, ermöglichen eine gute Beschrei­
bung der Merkmale und der Vielfalt sexueller Gewalt und zei­
gen, dass sie in allen Gesellschaftsschichten vorkommt und ein 
weitgehend tabuisiertes Verbrechen bleibt.

Qualitative Erhebungen: Gewalt  
und Machtverhältnisse

Kontrolle über Frauenkörper und sozial  
verortete Ressourcen

Im Zuge der Frauenbewegungen in den 1970er Jahren haben 
zahlreiche empirische Untersuchungen dazu beigetragen, das 
Ausmass des Phänomens der intimen Brutalität zu beleuchten 
und sexuelle und häusliche Gewalt als politisch und kollektiv 
zu bezeichnen (Kelly 1987). Durch die Verknüpfung von Se­
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xualität und Macht haben diese Forschungen unterstrichen, 
wie strukturelle Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern 
das Auftreten sexueller Gewalt begünstigen, und so dazu beige­
tragen, diese Gewalt als eine Modalität der Wiederbestätigung 
männlicher Macht und der sozialen Kontrolle von Frauen zu 
definieren (Hanmer 1977). Aus dieser Perspektive muss sexuelle 
Gewalt als ein Akt der Machtausübung verstanden werden. 

Die Machtverhältnisse, die hier am Werk sind, drehen 
sich um die Geschlechterverhältnisse, insbesondere um die 
Beziehungen innerhalb der Familie, der Partnerschaft und 
der intimen Beziehungen. Sie werden auch durch Fragen der 
Klasse, der ethnisch­rassischen Kategorien, der sexuellen Ori­
entierung und der Geschlechtsidentität geformt. Empirische 
Untersuchungen, die sich mit den Erfahrungen unsichtbarer 
sozialer Gruppen befassen, haben zu fruchtbaren Überlegun­
gen über die Vielfalt der Situationen ebenso wie über die Viel­
falt der Unterdrückung geführt (Sokoloff und Pratt 2005). Sie 
verdeutlichen, dass es notwendig ist, andere Formen struktu­
reller Ungleichheiten wie Klassenprivilegien, Rassismus oder 
Heteronormativität und die Art und Weise, wie sie mit den 
Geschlechterverhältnissen zusammenhängen, einzubeziehen. 
Über die Berücksichtigung von blossen Unterschieden oder 
der Vielfalt von Situationen hinaus geht es darum, die Art und 
Weise aufzuzeigen, wie diese Ungleichheiten Machtverhältnis­
se widerspiegeln und unterschiedliche Ressourcen gewähren, 
sowohl in Bezug auf das Ausgesetztsein von Gewalt als auch 
in Bezug auf die eigenen Ressourcen, um dagegen vorzugehen 
(Crenshaw 2005 [1994]). So erhöhen bestimmte soziale Be­
nachteiligungen die Anfälligkeit für Gewalt und erschweren 
den Zugang zu angemessener Hilfe und Unterstützung. Das­
selbe gilt für den Zugang zur Justiz.
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Von der Schuldzuweisung an die Opfer:  
Die Last der Scham 

Durch das Sammeln von Leidensgeschichten von Frauen ha­
ben Feminist:innen die Nichtanerkennung und Normalisierung 
von Gewalt, insbesondere sexueller Gewalt, in der Intimsphäre 
angeprangert (Hanmer und Maynard 1987). Sie haben auch 
auf die grosse Toleranz gegenüber diesen Taten und die Ten­
denz hingewiesen, die Opfer zur Verantwortung zu ziehen, sei 
es, weil sie sich nicht ausreichend gewehrt haben, sei es, weil sie 
sich provozierend verhalten haben (Bruggen und Grubb 2014). 
Letzteres Phänomen wurde allgemein als sekundäre Viktimisie­
rung bezeichnet: Zu der Tatsache, dass man Opfer ist und nicht 
als solches anerkannt wird, kommt noch hinzu, dass man für die 
erlittenen Übergriffe und Verletzungen beschuldigt wird oder 
Schuldgefühle entwickelt (Wemmers 2017).

Die psychologische Forschung hat zudem das Phänomen 
des Freezing (einer Art Angststarre) hervorgehoben: diese 
physische und psychische Reaktion, bei der die Opfer ange­
sichts eines Angriffs berichten, dass sie sich nicht verteidigen 
konnten und wie gelähmt waren (Salmona 2017). Auch wenn 
diese Art von Reaktion heute mehr diskutiert, anerkannt und 
berücksichtigt wird, hat sie lange Zeit dazu beigetragen, die 
Opfer in die Verantwortung zu nehmen (Warum hat sie sich 
nicht verteidigt?). Und wahrscheinlich trägt sie auch weiterhin 
schwer zu den Schuldgefühlen der Opfer bei, die sich schämen 
und nicht verstehen, warum sie sich nicht wehren konnten 
oder können. Diese Untersuchungen zeigen auch, dass es bei 
Opfern sexueller Gewalt üblich ist, sich an spezifische Details 
nicht erinnern zu können, Erinnerungslücken zu haben oder 
sich unzusammenhängend zu erinnern (Campbell et al. 1999).

Angesichts dieser Tatsachen ist es leichter zu verstehen, 
warum viele Fälle sexueller Gewalt nie angezeigt werden. Auf­
grund ihrer Erfahrungen mit Machtverhältnissen verfügen 
die Opfer über ein diffuses Wissen darüber, wie schwierig es 
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ist, dass ihnen geglaubt wird, und welche Arten von sexuel­
len Übergriffen anerkannt und als solche betrachtet werden 
können. Sie haben die Schuld und Verantwortung für die von 
ihnen erlebten Taten verinnerlicht und ziehen es vor, dass ihre 
Angehörigen nichts davon wissen (Engle und Lottmann 2010). 
Während sich die Vorstellung hartnäckig hält, dass es eine 
grosse Zahl falscher Behauptungen über sexuelle Gewalt gibt, 
zeigen empirische Studien im Gegenteil dazu auf, dass es eher 
die Vorstellungen der Beteiligten der Rechtsberufe sind, die 
von einer Logik des Verdachts durchdrungen sind (McMillan 
2016). Die emotionalen und finanziellen Kosten einer Anzeige 
schrecken zudem Opfer eher davon ab, sich bei den Justizbe­
hörden zu melden (Weiss 2019).

Quantitative Erhebungen: Wenig angeklagte Gewalt 
gegenüber bekannten Personen

Die seit Ende der 1990er Jahre zunehmenden Erhebungen in der 
Bevölkerung, die speziell auf Gewalt gegen Frauen ausgerichtet 
sind, zeigen die Querschnittsthematik der sexuellen Gewalt auf, 
die entgegen vielen Darstellungen alle sozialen Gruppen betrifft. 
Aufgrund der zahlreichen methodischen Unterschiede variieren 
die Ergebnisse der verschiedenen Opferbefragungen drastisch, 
dennoch lassen sich generelle Merkmale des Auftretens sexueller 
Gewalt davon ableiten (Cavalin 2016). 

Tatsächlich unterstreichen diese Erhebungen die ganze 
Bedeutung des Phänomens der zwischenmenschlichen Gewalt 
und seine Hauptmerkmale, nämlich dass Frauen und Mädchen 
am häufigsten Opfer intimer Übergriffe und Brutalität unter 
Erwachsenen sind, und zwar in allen sozialen Kategorien, und 
dass sexuelle Gewalt meist von Männern ausgeübt wird, die den 
Opfern bekannt sind. Dabei handelt es sich bei jüngeren Op­
fern meist um Männer aus der Familie und Verwandtschaft. Bei 
älteren Opfern geht die Gewalt von Ehepartnern aus. Während 
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die Gewalt, der Frauen ausgesetzt sind, hauptsächlich von Män­
nern ausgeübt wird, gilt dies nicht umgekehrt: Die von Män­
nern erlebte Gewalt wird hauptsächlich von anderen Männern 
ausgeübt (Hamel et al. 2016). 

So zeigt eine Umfrage in Frankreich (mit dem Titel 
« Violen ces et rapports de genre » – Virage), die 2015 bei 16 000 
Frauen und 12 000 Männern durchgeführt wurde, dass eine von 
sieben Frauen (14,5 %) und einer von fünfundzwanzig Männern 
(3,9 %) angeben, im Laufe ihres Lebens mindestens eine Form 
von sexuellem Übergriff (Formen von Belästigungen und Ex­
hibitionismus ausgenommen) erlebt zu haben.

Sexuelle Gewalt gegen Frauen ist nicht nur viel häufiger, 
sondern findet auch in allen Lebensbereichen und während des 
gesamten Lebens statt. Von den Frauen, die Vergewaltigung 
oder versuchte Vergewaltigung erlebt haben, haben 40 Prozent 
diese in der Kindheit (vor 15 Jahren), 16 Prozent in der Jugend 
und 44 Prozent nach 18 Jahren erlebt. Gewalt in der Familie 
oder in der Ehe ist häufig wiederkehrend und kann über lan­
ge Zeiträume andauern. Bei Männern hingegen wurden drei 
Viertel der erlittenen Vergewaltigungen und Vergewaltigungs­
versuche vor dem 18. Lebensjahr verübt (Hamel et al. 2016). 
Somit ereignet sich der Grossteil der Vergewaltigungen und 
versuchten Vergewaltigungen von Erwachsenen im privaten 
Raum, d. h. in den Beziehungen zu Familie, Verwandten, Ehe­
partner:innen und Ex­Partner:innen, einschliesslich Freunden. 
Dies trifft auf drei Viertel der Frauen zu, die einen Übergriff er­
litten haben. Die Erhebungen zeigen auch einen Trend zu mehr 
Meldungen über diese Gewalttaten und sogar zu mehr Ver­
urteilungen und Strafverfolgungen, obwohl die Nichtmeldung 
ein wichtiges Merkmal dieses tabuisierten Verbrechens bleibt.

In der Schweiz gibt es keine der französischen Studie ähn­
liche Erhebung, aber diese Daten aus Frankreich spiegeln die 
Ergebnisse aller grossen Erhebungen in verschiedenen Ländern 
wider. Sie sind ein nützlicher Indikator, um die allgemeinen 
Merkmale dieser Verbrechen zu erfassen, und sie werden durch 
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die punktuellen Ergebnisse anderer Erhebungen in der Schweiz 
gestützt. So zeigt eine Untersuchung zur sexuellen Gesundheit 
von 24­ bis 26­Jährigen mit einer repräsentativen Stichprobe 
von 4798 Personen, dass 15,9 Prozent der Frauen und 2,8 Pro­
zent der Männer einen sexuellen Missbrauch angegeben haben 
(Barrense­Dias et al. 2018). Zudem liefert eine von Amnesty In­
ternational 2019 durchgeführte Umfrage unter 4900 Personen 
ähnliche Hinweise: 22 Prozent der befragten Frauen haben seit 
ihrem 16. Lebensjahr bereits ungewollte sexuelle Handlungen 
erlebt, 12 Prozent einen nicht einvernehmlichen Geschlechts­
verkehr. Nur 8 Prozent haben Anzeige erstattet, die anderen 
haben es nicht getan, weil sie sich schämten oder Angst hatten, 
dass ihnen nicht geglaubt wird, oder weil sie davon ausgingen, 
dass die Justiz ihnen keine Wiedergutmachung leisten würde. 
52 Prozent der Frauen, die ungewollte sexuelle Handlungen 
erlitten haben, haben diese zu Hause oder im Haus oder der 
Wohnung einer anderen Person erlebt und 8 Prozent haben sie 
am Arbeitsplatz erlitten. In 68 Prozent der Fälle kannten die 
Opfer den Täter (Jens et al. 2019). 

Der Bericht der Expert:innengruppe zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt kritisiert den 
Mangel an verfügbaren Statistiken in der Schweiz (GREVIO 
2022). Kann man in diesem Mangel an objektivierbaren Da­
ten einen Willen zur Unwissenheit erkennen? Es ist unbestreit­
bar, dass statistische Daten eine grundlegende Rolle spielen. 
Das Sammeln von empirischen Beweisen fördert ein besseres 
Verständnis der Realität des Problems und ermöglicht es, die 
öffentlichen Massnahmen zu stärken.

Strafrechtslogiken, soziale Ungleichheit  
und sexuelle Gewalt

Die gesellschaftliche Praxis des Rechts und die Sprechung von 
Strafurteilen im Allgemeinen waren ebenfalls Gegenstand zahl­
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reicher Untersuchungen, die ihre diskriminierende Dimension 
hervorgehoben haben, insbesondere im Hinblick auf die un­
terschiedliche Höhe der Strafen. Zahlreiche Untersuchungen 
haben die Ungleichbehandlung der am wenigsten begünstigten 
Bevölkerungsgruppen und die Formen der «Klassenjustiz» auf­
gezeigt, die in allen Kontexten dazu führen, dass die tieferen Be­
völkerungsklassen stärker bestraft werden (Le Goaziou 2011). 
Die Frage der Verzerrung durch Klasse oder ethnische Herkunft 
unterscheidet sich jedoch von der Frage der Verzerrung durch 
das Geschlecht, denn es scheint, dass Frauen in allen Katego­
rien generell weniger streng von der Justiz verurteilt werden als 
Männer, ausser wenn sie Verhaltensweisen an den Tag legen, 
die als zu männlich gelten, oder wenn sie von Institutionen wie 
den Sozialdiensten betreut werden. Eine solche ungleiche Be­
handlung ist zwar statistisch erkennbar, beruht aber in erster 
Linie auf Interaktionen und Vorstellungen, die mit impliziten 
Erwartungen an den Lebensstil oder mit sozialen und morali­
schen Vorstellungen verbunden sind, wie z. B. die berufliche 
oder eheliche Situation der Angeklagten, die die gerichtliche 
Entscheidung beeinflussen kann (Perona 2017).

In dieser Hinsicht unterstreicht ein Grossteil der empiri­
schen Forschung zur strafrechtlichen Behandlung sexueller 
Gewalt, wie die Justiz dazu beiträgt, eine spezifische Sichtweise 
von Vergewaltigung zu reproduzieren, die ihre Definition auf 
eine sehr enge Darstellung beschränkt und ziemlich weit von 
der Realität entfernt ist, die sich aus den grossen statistischen 
Erhebungen ergibt (Ellison und Munro 2009). So ist sexuelle 
Gewalt zwischen Ehepartnern, selbst wenn sie im Recht an­
erkannt wird, nicht Teil der gängigen Praxis. Im Gegenteil, 
Überzeugungen über die Realität von Vergewaltigung und se­
xuellen Übergriffen tendieren dazu, sie zugunsten stereotyper 
Darstellungen auszuschliessen, die auf drei Prinzipien beru­
hen. So geht der «Vergewaltigungsmythos» davon aus, dass es 
sich um eine Reihe brutaler, sexuell motivierter Gewalttaten 
handelt, die von einem oder mehreren unbekannten Männern 
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im öffentlichen Raum verübt werden; zweitens würden Opfer, 
die sich nichts vorzuwerfen haben, die Tat sofort melden; drit­
tens gäbe es eine grosse Anzahl falscher Behauptungen (Tem­
kin et al. 2016). 

Diese Vorstellungen sind weit entfernt von den Daten aus 
grossen Umfragen, die zeigen, dass die meisten Fälle sexueller 
Gewalt von Männern verübt werden, die dem Opfer bekannt 
sind, im häuslichen Kontext stattfinden, und dass die Opfer 
dazu neigen, keine Anzeige zu erstatten (Hamel 2016). Sie un­
terschätzen auch die emotionalen, sozialen und finanziellen 
Kosten, die ein Anzeigeverfahren mit sich bringt (Salmona 
2021). Dennoch werden sie von verschiedenen Akteur:innen in 
den Gerichten wie Verteidiger:innen, Richter:innen und Ge­
schworenen herangezogen und tragen dazu bei, die Aussagen 
der Opfer in Frage zu stellen oder gar zu disqualifizieren. Die 
Unterscheidung zwischen «guten» und «schlechten» Opfern 
wird so zu einer Herausforderung für die gerichtliche Entschei­
dung, da Opfer, deren Schaden, Reaktionen oder Eigenschaf­
ten nicht den üblichen Erwartungen entsprechen, es schwerer 
haben, als solche anerkannt zu werden. So werden zum Beispiel 
die Aussagen von Opfern, die nicht sofort Anzeige erstatten, 
stärker in Frage gestellt (Perona 2017).

Die Frage der strafrechtlichen Definition der Zustimmung 
der Opfer und der Absicht der Täter wird vielfach diskutiert 
(Le Magueresse 2014). Dies gilt umso mehr, als die strafrecht­
lichen Institutionen dazu übergehen, eine physische Sicht der 
Nötigung zu bevorzugen und diese vor allem in Begriffen spe­
zifischer «sexueller Skripte» zu definieren. Diese Definition 
beschreibt die üblicherweise geteilten Vorstellungen, die dazu 
führen, dass bestimmte Arten von emotionalen und sexuellen 
Beziehungen potenziell möglich erscheinen (z. B. eine Anzie­
hung zwischen zwei jungen Menschen), während andere un­
denkbar erscheinen (z. B. in Fällen, in denen grosse Unterschie­
de im Hinblick auf die soziale Klasse oder das Alter vorliegen). 
Justizbeamt:innen greifen auf diese «sexuellen Skripte» zurück, 
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die oft nicht als solche bezeichnet werden, um den Grad der 
möglichen Zustimmung der Opfer zu bewerten (Perona 2017): 
Sexuelle Beziehungen zwischen zwei Personen, zwischen denen 
alles gegensätzlich wäre, erscheinen ihnen von vornherein als 
unmöglich, während andere Beziehungen eine Versuchung 
darstellen könnten. Die gleichen Skripte sind weitgehend von 
Rassen­ oder Klassenstereotypen geprägt: Eine kanadische Un­
tersuchung zeigt, dass Frauen, die Minderheiten angehören, 
grössere Schwierigkeiten haben, Übergriffe und ihre Verletzun­
gen anerkennen zu lassen (Gotell 2008).

Statistisch gesehen zeigen sich diese Vorstellungen in der 
sehr hohen Quote von Anzeigen wegen sexueller Gewalt, auf 
die nicht eingetreten wird oder die eingestellt werden. Dies ist 
in zum Beispiel in Frankreich der Fall, wo laut einer der we­
nigen Studien über den Verbleib von Anzeigen wegen sexuel­
ler Übergriffe, die Ende der 1990er Jahre in Seine und Marne 
durchgeführt wurde, nur ein geringer Teil zu einer Verurtei­
lung des Täters führt (Iff und Brachet 2000). Eine neuere Stu­
die zu 2012 abgeschlossenen Fällen in den Gerichten von Lille 
und Nantes kommt zu demselben Ergebnis, da von 208 Fällen, 
in denen wegen Vergewaltigung einer volljährigen Person geur­
teilt wurde, 166 eingestellt wurden (Cromer et al. 2017). Eine 
2009 in elf europäischen Ländern durchgeführte Untersu­
chung bestätigt diese Ergebnisse und zeigt, dass der Anstieg der 
Anzeigen wegen Vergewaltigung paradoxerweise zu einer pro­
portionalen Verringerung der Verurteilungen geführt hat. Dies 
soll auf die geringe Anzahl von Strukturen zur Unterstützung 
und Begleitung von Opfern und vor allem auf einen Mangel 
an politischem Willen zurückzuführen sein (Lovett und Kelly 
2009). Eine kürzlich in der Schweiz durchgeführte Untersu­
chung stellt ebenfalls einen Rückgang der Verurteilungen fest, 
obwohl die Zahl der Anzeigen gestiegen ist. Sie zeigt ausser­
dem, dass die Verurteilungsrate bei sexueller Gewalt geringer 
ist als bei anderen Formen von Gewaltverbrechen (Baier 2021).



Die Gerichtspraxis ist von Gericht zu Gericht unterschied­
lich, aber es gibt Hinweise darauf, dass Männer aus den privi­
legierten Schichten als Täter unterrepräsentiert sind. Obwohl 
die Statistiken zeigen, dass sexuelle Gewalt in allen sozialen 
Schichten vorkommt, verhindert die gerichtliche Behandlung, 
dass Täter aus der Oberschicht vor ein Strafgericht gestellt wer­
den. Umgekehrt werden Personen aus der Unterschicht leichter 
zur Zielscheibe der Strafverfolgungspolitik (Le Goaziou 2011). 
Eine solche Analyse verdeutlicht die Verflechtung verschiede­
ner hierarchischer Beziehungen, die sich aus den sozialen Po­
sitionen der einzelnen Personen ergeben und mit der Klasse, 
dem Migrationshintergrund oder dem Geschlecht zusammen­
hängen.
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Die Praxis des Urteilens und ihre Grenzen

Die Strafbarkeit von sexueller Gewalt und die Betreuung der 
Opfer haben sich in den letzten Jahrzehnten grundlegend ver­
ändert. Sowohl bei der strafrechtlichen Behandlung als auch 
bei der Betreuung, Anhörung und Begleitung der Opfer durch 
Polizei, Verbände und Gesundheitspersonal ist es unbestritten, 
dass sexuelle Übergriffe, egal ob sie von Ehepartner:innen oder 
Fremden begangen werden, heute moralisch und rechtlich stark 
verpönt sind. Dennoch zeigen sowohl Opferhilfestellen als auch 
grosse statistische Erhebungen, dass diese Gewalttaten noch im­
mer nur schwer zur Anzeige gebracht und strafrechtlich verfolgt 
werden, obschon Untersuchungen, die sich mit der Verfolgung 
von Gerichtsverfahren im Vefahrensablauf befassen, zeigen, dass 
viele Verfahren eingestellt werden. Was zeigt die in Genf durch­
geführte Untersuchung und was sagt sie über den Schwund von 
Fällen zwischen Meldung und Urteil in der Schweiz und gene­
rell im Ablauf des Strafverfahrens aus?

Der Schwund von Fällen und die  
geringe Verurteilungsquote

Die Analyse der Akten in Genf zeigt, dass sexuelle Gewalt sehr 
vielfältig ist. Obwohl sie in erster Linie von Männern gegen 
Frauen gerichtet ist – es gibt nur 22 männliche Opfer in den 
631 eingesehenen Fällen (Opferhilfe Genf, Staatsanwaltschaft 
und Strafgericht) –, variieren die Arten der Übergriffe von se­
xueller Gewalt durch die Ehepartner:innen oder Freunde, die 
am häufigsten vorkommen, bis hin zu Übergriffen im öffent­
lichen Raum durch Unbekannte oder Berührungen, die Ärzte 
ihren Patientinnen aufzwingen. Hinzu kommt, dass die Ge­
richtsverfahren für die 164 Fälle der Staatsanwaltschaft und des 
Strafgerichts sehr unterschiedlich sind. In einigen Fällen wurde 
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eine sehr gründliche Untersuchung durchgeführt, während in 
anderen Fällen keinerlei Beweise verlangt wurden. Die Lektüre 
der Akten liefert keine greifbaren Hinweise im Hinblick auf das 
unterschiedliche Vorgehen des Staatsanwalts oder der Staatsan­
wältin in der Durchführung der Ermittlungen oder weshalb sie 
zusätzliche Beweismittel anfordern oder nicht. Die Überlastung 
der Staatsanwaltschaft und ein Mangel an Ressourcen können 
diese Unterschiede teilweise erklären, ebenso wie Formen der 
Antizipation seitens der Justizprofis: Einige Fälle erscheinen ih­
nen von vornherein solider als andere, was eine gründlichere 
Untersuchung begünstigt (Perona 2017).

Ein schwerfälliges Verfahren mit oft  
enttäuschendem Ausgang

«Ich möchte nur, dass es aufhört», so die Worte einer Frau, die 
ihren Arbeitgeber wegen sexueller Nötigung angezeigt hatte, 
nachdem sie zum dritten Mal zur Staatsanwaltschaft vorgeladen 
worden war. Es ist nicht ungewöhnlich, dass Opfer in den Ak­
ten ihren Wunsch äussern, das Verfahren zu beenden. Die ge­
sammelten Daten bestätigen die Ergebnisse anderer empirischer 
Untersuchungen: In Genf wie auch anderswo sind die Verfahren 
für diejenigen, die eine Anzeige erstattet haben, langwierig und 
emotional kostspielig. Die Verfahren, die zu einem Prozess führ­
ten, dauerten im Durchschnitt 17,5 Monate, wobei die Spann­
weite von einem Monat (in einem Fall, in dem die Klage zurück­
gezogen wurde) bis zu vier Jahren und drei Monaten reichte.

Konkret bedeutet dies, dass Opfer und Beschuldigte zuerst 
von der Polizei und dann von der Staatsanwaltschaft vernom­
men werden. Die Staatsanwaltschaft kann sowohl den mut­
masslichen Täter als auch das Opfer mehrmals vorladen, und 
zwar zu vorgegebenen, unflexiblen Zeiten und manchmal mit 
sehr langen Fristen zwischen den Vorladungen. Es ist nicht un­
gewöhnlich, dass Personen nicht erscheinen. Dabei müssen sie 
die Fakten systematisch so wiederholen, wie sie sich nach ihrer 
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Version zugetragen haben, wobei überprüft wird, ob sie mit der 
in jeder Phase vorgetragenen Version übereinstimmen, bevor 
sie ihre Aussage vor Gericht ein letztes Mal erzählen müssen. 
Wie ein von uns befragter Staatsanwalt erklärt, besteht die Lo­
gik der Justiz in solchen Fällen, in denen es nicht unbedingt 
Zeugen gibt, darin, die Details und insbesondere die Kohärenz 
der Erzählungen zu überprüfen, um die Fakten zu ermitteln.

Die Glaubwürdigkeit der Aussagen des einen und des ande-
ren lässt sich schliesslich vergleichen. Und da sie unsere beiden 
einzigen Beweise sind, haben wir oft die gleiche Ausgangslage:  
Der erste, der sagt: ‹Ich habe nichts getan›, versus das Opfer, das 
sagt: ‹Ich war ein Opfer›. Der Richter wird dann sagen: «Welcher 
dieser beiden Aussagen glaube ich?» Er wird sie also vergleichen 
und schauen, welche glaubwürdiger ist, welche besser in den Kon-
text passt, welche kohärenter mit anderen Elementen ist, die man 
in der Akte finden kann. Man muss die Opfer mehrmals anhören, 
denn eines der Elemente der Glaubwürdigkeit ist die Kohärenz.

All dies braucht Zeit und viele Opfer, die Anzeige erstattet ha­
ben, waren sich nicht unbedingt bewusst, wie schwerfällig das 
Verfahren ist. Die Interviews mit Sozialarbeiter:innen und Psy­
cholog:innen in den Fachstellen zeigen, wie viel Zeit sie damit 
verbringen, die Opfer zu beruhigen, zu erklären und zu beglei­
ten, insbesondere während der Wartezeiten zwischen den ver­
schiedenen Vorladungen.

Oft haben wir auch eine koordinierende Rolle […] wir müssen 
auch oft die Verbindung zwischen dem Anwalt und dem Opfer 
herstellen, weil diese sich oft nicht gut verstehen, […]: «Aber 
ich verstehe nicht. Er hat mir gesagt, dass ich warten muss, aber 
warum muss ich warten und ich verstehe nicht, was jetzt pas-
sieren wird? Ich werde vorgeladen, aber wie geht es weiter?» und 
so weiter. Man kann also schon ein wenig die Verbindung her-
stellen. Man kann auch in etwas weniger komplizierten Worten 
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erklären, was der Anwalt vielleicht nicht die Zeit hat, zu tun, 
oder auf eine Art und Weise, die für manche Menschen etwas zu 
schwierig ist.

Abgesehen von der Schwerfälligkeit und Komplexität des Ver­
fahrens ist es sehr wahrscheinlich, dass der Ausgang des Verfah­
rens für die Kläger:innen enttäuschend ist. Da im Zweifel für 
den Angeklagten oder die Angeklagte entschieden wird, wurde 
die Mehrheit der Fälle, die zwischen 2010 und 2017 vor dem 
Genfer Strafgericht verhandelt wurden, mit einem Freispruch 
(20 von 42), einer Einstellung des Verfahrens (6 von 42) oder 
einer Umqualifizierung (1 Fall von 42) abgeschlossen. Was die 
Akten der Staatsanwaltschaft für die Jahre 2014 bis 2017 be­
trifft, so zeigen sie einen hohen Anteil an Einstellungen (97 von 
122), Umqualifizierungen (5 von 122) und Nichteintretensent­
scheiden (3 von 122), insbesondere wenn die Polizei den mut­
masslichen Täter nicht ausfindig machen konnte (10 von 14 der 
Einstellungen) (siehe Tabelle 2).

In den Fällen, in denen der Täter verurteilt wird, können 
die von den Genfer Gerichten verhängten Strafen im Vergleich 
zum gesamten Strafverfolgungssystem als relativ mild angese­
hen werden. Von den 15 (von 42) tatsächlichen Verurteilun­
gen wegen Vergewaltigung oder sexueller Nötigung vor dem 
Strafgericht reichen die Strafen bei sexueller Nötigung von Ta­
gessätzen auf Bewährung bis zu 5 1⁄2 Jahren Freiheitsentzug und 
bei Vergewaltigung von 20 Monaten Freiheitsstrafe auf Bewäh­
rung bis zu 10 Jahren Freiheitsentzug. Nur 5 (von 15) Ange­
klagte werden zu einer unbedingten Strafe verurteilt, 3 wegen 
Vergewaltigung und 2 wegen sexueller Nötigung, wobei 4 von 
ihnen als nicht oder nur teilweise schuldfähig eingestuft wer­
den. Bei den 9 (von 122) Strafbefehlen der Staatsanwaltschaft 
reichten die Strafen von bedingten Tagessätzen bis zu sechs 
Monaten bedingter Freiheitsstrafe – der auf Ebene der Staats­
anwaltschaft möglichen Höchststrafe (siehe Tabellen 3).
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Eine Flucht von Opfern im gesamten Strafverfahren

Diese Zahlen beziehen sich auf Fälle, die vor Gericht gebracht 
wurden. Es zeigt sich jedoch, dass viele Menschen niemals 
eine Anzeige erstatten. Erstens, weil es, wie wir gesehen haben, 
schwierig ist, Scham und Schuldgefühle zu überwinden und 
sich als Opfer zu bezeichnen. Zweitens, weil sie befürchten, dass 
ihnen von der Justiz nicht geglaubt oder sie nicht als Opfer an­
erkannt werden (Jens et al. 2019). Wie eine Arztperson betont, 
mit der wir im Rahmen der Untersuchung gesprochen haben, 
und die über Fälle spricht, in denen die Opfer alkoholisiert 
waren, deren Feststellung jedoch auch andere Opfer betreffen 
kann, die Schuldgefühle haben: 

Sie wissen, dass ihre Situation wahrscheinlich auf einen über-
mässigen Substanzkonsum zurückzuführen war. Und manch-
mal ist das auch einer der Gründe, warum sie keine Anzeige 
erstatten. Oft gibt es fast schon Schuldgefühle auf Seiten des Op-
fers, die dazu führen, dass es sich sagt: «Ich habe mich irgendwie 
in diesen Zustand gebracht. Ich habe es zugelassen, weil ich mich 
nicht wehren konnte.» Das ist bedauerlich. […] Sie erstatten 
nicht unbedingt Anzeige.

Und tatsächlich ist es zwar unmöglich, genaue Zahlen zu haben, 
da jedes Verfahren unterschiedlich lange dauert und jede Insti­
tution ihre eigenen Statistiken hat, aber das Volumen der Fälle, 
mit denen wir uns im Rahmen dieser Untersuchung befasst ha­
ben, spricht für sich. Am Anfang des strafrechtlichen Verfahrens 
bearbeitet die Opferhilfestelle in Genf jährlich etwa 150 Fälle 
von sexueller Gewalt gegen Erwachsene, die sich vor kurzem 
oder in der Vergangenheit ereignet haben können. Eine am 
HUG – dem Universitären Kantonsspital in Genf – durchge­
führte Studie verzeichnet einen höheren Anteil: 548 erwachsene 
Personen suchten in den 48 Monaten zwischen 2018 und 2020 
wegen sexueller Gewalt Hilfe (Cottler­Casanova et al. 2023). 
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Die Staatsanwaltschaft eröffnete zwischen 2014 und 2017 (vier 
Jahre) 122 Verfahren wegen sexueller Gewalt gegen Volljährige, 
aber nur 42 Fälle von sexueller Gewalt wurden zwischen 2010 
und 2017 (acht Jahre) am Ende des Strafverfahrens vor Gericht 
verhandelt (siehe Tabelle 1). Ähnlich wie die Daten aus der Um­
frage von Amnesty International (Jens et al. 2019) zeigt sich, 
dass nicht nur ein kleiner Teil der Opfer tatsächlich Anzeige er­
stattet, sondern dass ein noch kleinerer Teil der Opfer erleben 
wird, dass ihr Schaden anerkannt und die sexuelle Gewalt recht­
lich qualifiziert wird. 

Die Interviews mit den verschiedenen Akteuren des Straf­
verfolgungsverfahrens zeigen auch, dass die verschiedenen Ein­
richtungen, die Opfer aufnehmen (Vereine, Krankenhäuser, 
Polizei, Justiz), sich mit sehr unterschiedlichen Zielgruppen be­
fassen: Sie treffen auf verschiedene Menschen, die sexuelle Ge­
walt erlebt haben. Dies geht insbesondere aus den Interviews 
mit Ärzt:innen und Krankenschwestern der gynäkologischen 
Notaufnahme hervor, die betonen, dass viele der Personen, die 
in ihrer Abteilung vorbeikommen, keine Anzeige erstatten wer­
den, und zwar insbesondere, weil es sich häufig um junge Frau­
en handelt, die eine Art Blackout erlitten haben. Diese Ärzt:in­
nen und Krankenschwestern haben sehr selten mit Opfern von 
häuslicher Gewalt, die auch sexuelle Gewalt beinhaltet, zu tun, 
da diese an die allgemeine Notaufnahme verwiesen werden. 
Bei der Opferhilfestelle hingegen sind vor allem diese Fälle ver­
treten. In dieser Einrichtung ist auch der Anteil der Personen 
aus weniger begünstigten sozioökonomischen Schichten höher, 
da die Betroffenen über die Existenz der Stelle und die Formen 
der Weiterleitung durch die verschiedenen Fachleute erfahren. 
Eine Person der Opferhilfe stellt hilflos fest, dass die verschie­
denen Einrichtungen parallel arbeiten und die Zusammenar­
beit verbessert werden muss.

[…] Es gibt so viele Orte, an die die Opfer gehen können, dass 
sie sich leicht verirren können.



37

Dies wird durch die Interviews mit anderen Opferhilfe­ und 
Unterstützungsstellen bestätigt, die angeben, dass sie Personen 
sehen, die sich wahrscheinlich nicht an andere Einrichtungen 
gewandt haben, z. B. aufgrund ihres illegalen Aufenthaltsstatus 
oder weil sie Wert darauflegen, unterstützt und begleitet zu wer­
den, ohne dass dies in ihrem Umfeld bekannt wird.

Die ambivalente Stellung der Opfer

Wie erklärt sich dieses diffuse, aber hartnäckige Wissen der 
Opfer, dass ihnen mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht geglaubt 
wird? Wie lässt sich erklären, dass für den geringen Anteil der 
Personen, die Anzeige erstatten, indem sie entweder bei der 
Polizei vorstellig werden oder direkt an die Staatsanwaltschaft 
schreiben, die Chancen auf Anerkennung ihres Leids so gering 
sind? Die Gründe sind vielfältig und beruhen auf einer Vielzahl 
von sozialen Logiken, die im Folgenden dargestellt werden. Sie 
hängen auch mit der Stellung zusammen, die Opfer von sexuel­
ler Gewalt im Strafrecht einnehmen.

Das Strafrecht ahndet Verstösse gegen  
die soziale Ordnung

Theoretisch sind Opfer in den Augen des Rechts so lange Kläger, 
bis ihr Schaden festgestellt wurde. Das Bundesgesetz über die 
Hilfe für Opfer von Straftaten (OHG) führt jedoch seit 1993 
einen Opferstatus für Personen ein, die als direkte Folge einer 
Straftat in ihrer physischen, psychischen und sexuellen Integ­
rität beeinträchtigt wurden, unabhängig davon, ob die Straftat 
vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde. Dieser Status wurde 
bei der Revision der Strafprozessordnung im Jahr 2011 in die 
Strafprozessordnung aufgenommen. Ein solcher Status ermög­
licht Beratung und Unterstützung, den Schutz der Rechte im 
Strafverfahren und die Betreuung durch Beratungsstellen, eben­
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so wie eine Entschädigung. Ausserdem wurde die Verpflichtung 
zur direkten Konfrontation zwischen Angeklagten und Opfern 
in Fällen von häuslicher oder sexueller Gewalt ausgeschlossen.

Das Opferhilfegesetz hat den Opfern zwar mehr Rechte 
und einen Platz im Strafverfahren verschafft, doch treten sie 
nach wie vor als Kläger:innen oder Geschädigte, als Auskunfts­
person oder als Zeug:innen auf. Das Strafrecht hat in erster 
Linie eine staatliche, anklagende und repressive Logik, bei der 
es die Behörden sind, die rechtswidriges Verhalten und Ver­
stösse gegen die soziale Ordnung bestrafen. Auf der Website 
der Genfer Staatsanwaltschaft wird beispielsweise betont, dass 
die Staatsanwaltschaft die Interessen «der Gesellschaft» vor 
den urteilenden Gerichten vertritt. Da es darum geht, Angriffe 
auf die Gesellschaft und ihre Werte, allen voran natürlich die 
sexuelle Integrität und Selbstbestimmung, zu schützen, bleibt 
das Schicksal des Opfers alles in allem zweitrangig, wie eine 
Staatsanwaltsperson, die im Rahmen der Untersuchung be­
fragt wurde, betont:

Die Strafjustiz hat nicht das Ziel, die Opfer zu erfreuen. Ihr 
Ziel ist es, die Täter unter Einhaltung der Verfahrensregeln zu 
verurteilen, sofern hinreichend nachgewiesen werden kann, dass 
sie schuldig sind. Davon sollten wir uns leiten lassen, jenseits 
des Wunsches, Ideen vertreten zu können oder für eine Sache zu 
kämpfen, die uns am Herzen liegt, selbst wenn dies der Fall ist.

Das Strafverfahren richtet sich in erster Linie an den Beschul­
digten. Dennoch bleibt das Wort des Opfers wesentlich, denn 
wie eine Polizeiperson, mit der wir gesprochen haben, betont: 
«Ohne Opfer keine Straftat.» Das Opfer nimmt eine ambivalen­
te Stellung ein, da es eine zweitrangige und doch zentrale Rolle 
spielt. Einige der befragten Beteiligten der Rechtsberufe sagen 
sogar, dass das Opfer «den ungünstigsten Platz» einnimmt, da 
es schwierig ist, in Fällen von sexueller Gewalt Beweise zu sam­
meln.
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Die Glaubwürdigkeit der Opfer im Mittelpunkt  
der Ermittlungen und des Urteils

Da die meisten dieser verschiedenen sexuellen Übergriffe hinter 
verschlossenen Türen stattfinden und nicht unbedingt körperli­
che Spuren hinterlassen, werden die Aussagen des Opfers, sein 
Verhalten vor und nach dem Übergriff zu den wichtigsten Be­
weismitteln. Wie eine Staatsanwältin betont:

In diesen Verfahren ist besonders schwierig, dass es natürlich in 
der grossen Mehrheit der Fälle keine anderen Beweise gibt, als 
die Aussage des Opfers, mit einigen Ausnahmen […], aber meis-
tens […] steht Aussage gegen Aussage. […] Aber das bedeutet, 
dass diese Aussage natürlich stichhaltig sein muss, denn sie ist 
unser einziger Beweis. Und da wir Menschen, hauptsächlich 
Männer, ausschliesslich auf der Grundlage einer Aussage verur-
teilen, können wir es uns nicht leisten, nicht sicherzustellen, dass 
diese Aussage glaubwürdig ist, denn in jedem anderen Bereich 
werden Beweise verlangt. […] In absolut jedem Bereich, ausser 
in diesem. Das ist trotzdem ein Element, das man im Hinterkopf 
haben muss, wenn man sich mit dem Problem auseinandersetzt.

Die Glaubwürdigkeit der Aussage des Opfers ist daher von zen­
traler Bedeutung. Da hier Aussage gegen Aussage steht, wird der 
Kohärenz der Aussagen besondere Aufmerksamkeit geschenkt. 
Mehr als bei anderen Arten von Straftaten geht es darum, De­
tails aufzuspüren, Widersprüche zu erkennen, Aussagen zu ver­
gleichen und ihre Beständigkeit zu bewerten. Um die Fakten 
zu ermitteln, müssen die Justizbeamt:innen den Opfern Fragen 
stellen, die «nicht leicht zu hören» sind, und sie dazu bringen, 
«ihre Geschichte immer und immer wieder zu wiederholen, im­
mer und immer wieder». Wie eine Inspektoratsperson ausführ­
te, «kann es auf kleine Dinge ankommen, auf kleine Details, 
auf Missverständnisse». Selbst wenn das Trauma manchmal zu 
Erinnerungslücken oder widersprüchlichen Erinnerungen führt 
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(Campbell et al. 1999), wird jede noch so kleine Unstimmigkeit 
die Glaubwürdigkeit der Aussagen der Opfer beeinträchtigen 
oder zumindest die Feststellung der Tatsachen verhindern.

Angesichts dieser Komplexität berichten Staatsanwält:in­
nen und Richter:innen von ihrer Sorge, keine Justizirrtümer 
zu begehen.

Wenn man jemanden zu Unrecht verurteilt oder einem Opfer, 
das die Wahrheit gesagt hat, nicht glaubt, ist das in beiden Fäl-
len schwerwiegend. Es ist eine Gratwanderung, denn es han-
delt sich um die schwierigsten Verfahren, denn in solchen Fällen 
richtig zu handeln. […] Wir untersuchen sowohl die Belastung 
als auch die Entlastung. […] Wir müssen also auch immer in 
Be tracht ziehen, dass die Person unschuldig sein könnte.

Angesichts dieses Dilemmas gewinnt in der überwiegenden 
Mehrheit der Fälle das strafrechtliche Grundprinzip der Un­
schuldsvermutung, wonach im Zweifel für den Angeklagten ge­
sprochen wird, die Oberhand. Hat dies in Fällen von sexueller 
Gewalt zur Folge, dass die Aussage des Angeklagten über die des 
Opfers gestellt wird? Die befragten Richter:innen scheinen zu­
versichtlich zu sein, dass sie dieses Grundprinzip des Strafrechts 
anwenden:

Es ist nicht so, dass ich einen kleinen Zweifel habe, also freispreche. 
Es ist eher so, dass ich nicht verurteilen kann. Ich habe zu viele 
Zweifel, vereinfacht ausgedrückt. Der Richter am Bundesgericht 
spricht von unüberwindbaren Zweifeln.

Welche geschlechtsspezifischen sozialen Logiken begünstigen 
un ter diesen Umständen den Zweifel? Was macht eine Aussage 
glaub würdiger als andere?
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Ungleiche Opfer vor der Justiz 

Die Anwendung der Rechtsstaatlichkeit ist von gesellschaftli­
chen Vorstellungen geprägt, die bestimmte Arten von Opfern 
auf Kosten anderer begünstigen. Diese beunruhigende Feststel­
lung ist jedoch für die Sozialwissenschaften nicht überraschend, 
da sie es ermöglicht, in einer Fülle von Praktiken und unter­
schiedlichen Fällen diskriminierende Konstanten und struktu­
relle Logiken zu erkennen. Während Jurist:innen oft sagen, dass 
sie sich nicht zu einem Fall äussern können, ohne die gesamte 
Akte zu kennen, da jeder Fall so spezifisch ist, können Sozio­
log:innen allgemeine Tendenzen erkennen, die miteinander 
verbunden sind. Die Analyse der Akten der Genfer Staatsan­
waltschaft und des Genfer Strafgerichts zeigt, dass sowohl die 
Merkmale der sexuellen Gewalt als auch die der Opfer und Tä­
ter einen Einfluss auf den Ausgang des Urteils haben. Ebenso 
scheint, wie aus anderen empirischen Studien hervorgeht, die 
Haltung der Opfer vor und nach dem Übergriff sowie ihre mehr 
oder weniger grosse Zustimmung zu den Normen der «guten 
Weiblichkeit» eine wesentliche Rolle für den Ausgang der Klage 
zu spielen (Cromer et al. 2017).

Welche Art von gegenseitigem Kennenlernen  
zwischen Opfern und Tätern?

Eine erste Feststellung ist schonungslos. Die Justiz ist zwar rela­
tiv effizient, wenn es darum geht, sexuelle Gewalt zu verurteilen, 
die von einer dem Opfer unbekannten Person (deren Identität 
nachgewiesen werden konnte) begangen wurde, doch scheint 
sie weitaus hilfloser zu sein, wenn es Formen des Kennenlernens 
zwischen Tätern und Opfern gibt, was die Mehrheit der Fälle 
ausmacht.

In der Tat betrifft die grosse Mehrheit der Fälle unter den 
von der Staatsanwaltschaft bearbeiteten und/oder vor Gericht 
verhandelten Fällen Situationen von Gewalt in der Ehe oder 
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Gewalt in Verbindung mit Verführungsbeziehungen, da fast 
die Hälfte der Fälle (206/467 OHG; 72/122 StA; 20/42 StG) 
sexuelle Gewalt im Rahmen von Paarbeziehungen, getrennten 
Paaren oder nicht stabilen Beziehungen betreffen, d. h. Perso­
nen, die sich kennengelernt haben und Verführungsbeziehun­
gen oder sogar frühere sexuelle Beziehungen hatten, ohne dass 
es sich um ein etabliertes Paar handelt, das eine gemeinsame 
Wohnung hat oder nicht hat. Dieser ersten Art von Taten steht 
die Gewalt durch Männer gegenüber, die dem Opfer unbe­
kannt sind (108/467 OHG; 17/122 StA; 7/42 StG), bei der es 
sich hauptsächlich um sexuelle Übergriffe und eine Vergewal­
tigung im öffentlichen Raum handelt.

Während diese zweite Kategorie durch die Unbekanntheit 
zwischen Täter und Opfer gekennzeichnet ist, werden alle an­
deren Fälle von Männern begangen, die den Opfern mehr oder 
weniger bekannt sind. So findet man eine dritte Art von Taten, 
die Kunden­ oder Arbeitsbeziehungen betreffen, d. h. Ärzte, 
die ihren Patientinnen, die zur Behandlung gekommen sind, 
Be rührungen aufzwingen; Drogendealer; Taxifahrer:innen; 
Fit nesslehrer:innen; aber auch Arbeitgeber:innen oder Arbeits­
kolleg:innen, die zahlreiche sexuelle Bemerkungen oder Berüh­
rungen erleben (50/467 OHG; 13/122 StA; 9/42 StG). Eine 
vierte Art von Taten betrifft Personen, die zwar auch bekannt 
sind, aber nur in geringem Masse, wie z. B. Bekannte, die über 
andere Freunde oder Nachbar:innen kennengelernt wurden 
(100/467 OHG; 18/122 StA; 3/42 StG), während die letzte Ka­
tegorie Personen betrifft, die aufgrund einer geistigen Behinde­
rung inhaftiert oder interniert sind (3/467 OHG; 2/122 StA; 
3/42 StG) (siehe Tabelle 1).

Obwohl die Mehrheit der behandelten Fälle Gewalt durch 
bekannte Männer betrifft, scheint es, dass Gewalt in Paarbe­
ziehungen, bei Ex­Paaren oder in nicht stabilen Beziehungen 
seltener zu einer Verurteilung führt als bei Gewalt durch einen 
Unbekannten (wenn dieser gefunden wurde). Tatsächlich wur­
den am Genfer Strafgericht von den Opfern eines (Ex­)Ehe­
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partners oder einer früheren Beziehung (20 Fälle) 11 der An­
geklagten freigesprochen, 5 Fälle eingestellt und nur 4 wurden 
verurteilt. Bei der Staatsanwaltschaft wurden nur 8 (von 72) 
Fällen mit einem Strafbefehl (5 von 8) oder einer Anklage­
schrift (3 von 8) abgeschlossen. In beiden Institutionen betra­
fen die Verurteilungen und Strafbefehle hauptsächlich Gewalt 
durch Ehepartner oder Ex­Ehepartner von etablierten Paaren. 
Im Falle von Verführungsbeziehungen oder nicht stabilen Be­
ziehungen überwiegt fast immer der Zweifel und bis auf zwei 
Fälle wurden alle freigesprochen oder die Verfahren eingestellt 
(siehe Tabelle 2).

Eine implizite Hierarchie sexueller Gewalt?

Einige empirische Untersuchungen bezeichnen diesen Sach­
verhalt als «Vergewaltigungsmythos» (Temkin et al. 2016). Der 
Begriff ist vielleicht etwas unglücklich gewählt, da es sich bei 
sexueller Gewalt nicht um einen Mythos handelt, aber er soll 
die Vorstellungen widerspiegeln, die sexuelle Gewalt hierarchi­
sieren und zwischen Gewalt unterscheiden, bei der die Opfer 
sich nichts vorzuwerfen haben (insbesondere wenn sie von ei­
nem Fremden angegriffen werden und die Nötigung offensicht­
licher zu sein scheint), und Gewalt, bei der sie eine Form der 
Verantwortung übernehmen, weil sie sich nicht klar genug aus­
gedrückt oder ein Verhalten gezeigt haben, das als «riskant» gilt 
(Besuch der Wohnung des Beschuldigten, Konsum von Subs­
tanzen usw.). Wie bereits erwähnt, beruht dieser Mythos auf der 
Vorstellung, dass die meisten Vergewaltigungen von Fremden 
auf brutale Weise im öffentlichen Raum begangen werden. Die­
se Art von sexueller Gewalt existiert tatsächlich, wie insbesonde­
re die Zahlen des OHG (108 /467) zeigen (vgl. Tabelle 15), aber 
es ist mittlerweile in der Schweiz wie auch anderswo anerkannt, 

5 Die Differenz zwischen dem Anteil dieser Gewaltsituationen, die bei der 
Opferhilfe (im OHG) und bei der Staatsanwaltschaft (StA) erfasst sind, zeigt, 
dass viele Opfer nicht bis zur Anzeige gehen.
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dass sie nicht die Mehrheit der sexuellen Gewalt darstellt (Ha­
mel et al. 2016). Und dennoch sind diese stereotypen Vorstel­
lungen in den in Genf untersuchten Fällen präsent und durch­
ziehen die Umsetzung des Rechts im Bereich Sexualität. Diese 
starken Unterschiede bei den Verurteilungsquoten in Fällen, in 
denen das Opfer den Beschuldigten kennt oder mit ihm intim 
ist oder war, bestätigen die Feststellungen in anderen europäi­
schen Ländern (Lovett und Kelly 2009) (siehe Tabelle 2).

Die Logik dieses «Mythos» muss jedoch differenziert be­
trachtet werden. Zunächst ist die Verurteilungsrate in Fällen, 
in denen Opfer und Beschuldigter nur wenig miteinander zu 
tun haben, wie z. B. bei Nachbar:innen, Freunden, die über an­
dere Freunde kennengelernt wurden, oder Kunden­Beziehun­
gen (Arzt, Taxi), höher (4/12 beim StG, 66 / 31 bei der StA), 
wahrscheinlich weil die Beziehung nicht von Anfang an in 
einem Kontext stattfindet, der mögliche intime Beziehungen 
begünstigt. So wurden Ärzte in Ausübung ihrer Tätigkeit oder 
Nachbarn, die viel älter als das Opfer waren, zu Freiheitsstrafen 
auf Bewährung verurteilt. 

Darüber hinaus sind die Strafen in Fällen, in denen Täter 
den Opfern bekannt sind, aber Patient:innen in einer psychia­
trischen Einrichtung sind oder als geistig unzurechnungsfähig 
gelten, hoch und führen systematisch zu Haftstrafen und be­
sonderen Massnahmen. Es scheint, dass die Beweisführung bei 
abweichender Sexualität von Patient:innen, die als unzurech­
nungsfähig eingestuft werden, einfacher ist, oder dass die Frei­
heitsstrafe für Personen, die bereits in Einrichtungen wohnen, 
weniger problematisiert ist (siehe Tabellen 2).

6 In unserer Untersuchung sind es 4 Strafbefehle und 2 Anklageschriften. 
Darüber hinaus wurden 5 Fälle umqualifiziert und waren Gegenstand von 
Strafbefehlen im Rahmen der Artikel 198 StGB (3) und 191 StGB (2).
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Einhaltung geschlechtsspezifischer Normen  
des Anstandes ist entscheidend

Bei Fällen im Rahmen von Arbeits­ oder Dienstleistungsverhält­
nissen, in denen es dennoch zu einem Freispruch kam, ist das 
soziale Profil der Personen, die Anzeige erstatten, ähnlich. In der 
Tat sind diese in der grossen Mehrheit junge Frauen, die als et­
was «verloren», zerbrechlich oder gescheitert dargestellt werden, 
weil sie die Schule abgebrochen haben, Cannabis konsumieren, 
manchmal unter einer leichten Behinderung leiden oder weil 
die befragten Zeugen der Meinung sind, dass sie direkt nach der 
Tat nicht genügend Leid gezeigt haben.

Zwar werden diese jungen Frauen während der Anhörungen 
oder des Prozesses nicht offen kritisiert, aber ihre Un fähigkeit, 
sich an die Normen der Zurückhaltung und respek tablen 
Weiblichkeit zu halten, führt zu Urteilen, die sie benachtei­
ligen. Ihre Glaubwürdigkeit wird in der Tat untergraben.  
So berichten zwei junge Frauen, dass sie von dem Mann, der 
sie mit Marihuana versorgt, vergewaltigt wurden. Bei den De­
alern handelt es sich in der Regel um Männer ohne legalen 
Aufenthaltsstatus, die zudem illegal tätig sind, was darauf hin­
deuten könnte, dass die Justiz dazu neigt, sie aufgrund ihrer 
Vorstrafen zu verurteilen, aber in beiden Fällen scheint die 
mangelnde Stabilität der jungen Frauen die Richter nicht über­
zeugt zu haben. In einem der beiden Fälle versucht der Vertei­
diger, die mangelnde Glaubwürdigkeit des Opfers aufzuzeigen. 
Die Drogendealer werden jedoch wegen Verstössen gegen das  
Betäubungsmittelgesetz und das Ausländergesetz verurteilt. 
Die Akten zu den Fällen, in denen es um berufliche Bezie­
hungen geht, sind ähnlich. Auch hier handelt es sich um junge 
Frauen in wenig stabilen Lebensumständen, was sie zu un­
glaubwürdigen Opfern zu machen scheint. Diese Ergebnisse 
stehen im Einklang mit dem, was die sozialwissenschaftliche 
Forschung in anderen nationalen Zusammenhängen festge­
stellt hat (Stewart et al. 1996).
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Die oben zitierte Aussage eines Staatsanwalts, der betont, 
dass die Kohärenz der Aussagen des Opfers überprüft werden 
muss, verdeutlicht, dass es für manche Opfer schwieriger ist, als 
glaubwürdig wahrgenommen zu werden als für andere. Eine 
Referenzperson in einer Opferhilfestelle unterstreicht dies: 

Wenn sie [die Staatsanwälte und Richter] das Opfer gut ein-
schätzen können, ist es für sie leichter, mit dem Verfahren vor-
anzukommen […]. Ich habe tatsächlich alle Personen gesehen, 
die wirklich gut drauf sind, die in ihrem Leben klar kommen, 
[…] also die ein bisschen eckig sind, das geht im Allgemeinen 
durch, das geht im Allgemeinen gut durch. Oder sie haben ein 
echtes psychisches Problem […], das kommt auch gut an, weil sie 
in einer fragilen Situation sind. Aber die Personen, die eher am 
Rande stehen oder die Probleme haben, eben […] und dann, 
wenn es Alkoholprobleme und andere toxische Drogen gibt, das 
ist nicht so ein gutes Profil für die Justiz.

Man könnte jedoch meinen, dass die soziale Verwundbarkeit 
oder die starke Intoxikation durch Artikel 191 StGB abgedeckt 
sei, der sexuelle Handlungen an urteilsunfähigen oder wider­
standsunfähigen Personen schützt. Es zeigt sich jedoch, dass 
dieser Artikel in diesen Fällen nur selten herangezogen wird. 
Junge Frauen, die wenig stabil oder stark berauscht sind, und 
eine Anzeige wegen nicht einvernehmlicher sexueller Handlun­
gen erstatten, erleben, dass ihre Aussagen ständig disqualifiziert 
werden – und das, obwohl sie sich zweifellos in einem Zustand 
befanden, der ihre Urteilsfähigkeit beeinträchtigte. Der Ange­
klagte oder sein Anwalt behaupten dann in der Regel, dass der 
Sex einvernehmlich war, und die Justiz vergleicht die Aussagen 
der einen und der anderen Seite und versucht, die Lücken, Ab­
weichungen oder Widersprüche zu erfassen. 

Es ist also die Art und Weise, wie die Justiz bestimmte 
Arten von Beweisen bevorzugt, die diese Frauen benachteiligt. 
Denn sie müssen beweisen, dass sie Widerstand geleistet und 
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ihre Ablehnung in einer für den Angeklagten verständlichen 
Weise zum Ausdruck gebracht haben. Ihre psychische Anfäl­
ligkeit und Formen riskanten Verhaltens (Drogen, Alkohol) 
erscheinen als Praktiken oder Zustände, die eine klare Bekun­
dung ihrer Weigerung und damit das Verständnis der Täter der 
fehlenden Zustimmung erschweren.

Eine «komplexe» Anwendung von Artikel 191 StGB –  
die Fälle von Blackout

Einige Staatsanwälte greifen jedoch auf Artikel 191 StGB zu­
rück. Dies gilt insbesondere für einen Fall der Genfer Staatsan­
waltschaft, in dem es um eine stark betrunkene junge Frau ging, 
die anzeigte, dass sie von einem Mann, mit dem sie den Abend 
verbracht hatte, zum Geschlechtsverkehr gezwungen worden 
war. In diesem Fall bezeugte der Taxifahrer, der sie zum Haus 
des Angeklagten fuhr, die starke Alkoholisierung der jungen 
Frau und behauptete, dass sie nicht in einem normalen Zustand 
war, Schwierigkeiten hatte, sich auszudrücken und während der 
gesamten Fahrt auf dem Rücksitz lag. Der Staatsanwalt ist in der 
Urteilsbegründung jedoch der Ansicht, dass er nicht genügend 
Beweise hat, um davon auszugehen, dass 

[…] ihre Vergiftung so akut war, dass ihre Fähigkeit, die Bedeu-
tung und Tragweite von sexuellen Beziehungen zu verstehen oder 
eine bewusste Entscheidung zu treffen, völlig beeinträchtigt war.

In anderen Strafbefehlen wird der Alkoholkonsum sogar als 
enthemmender Faktor gesehen, der dazu führt, dass die Betrof­
fenen «unkonventionelle Beziehungen pflegen, die ihren [übli­
chen] Praktiken widersprechen». Es gibt viele Akten, die eine 
ähnliche Lesart von Alkoholisierung widerspiegeln. Die Staats­
anwälte und Richter haben nicht nur Schwierigkeiten, den Be­
weis für eine sehr starke Alkoholisierung zu erbringen, sondern 
diese muss auch für den Angeklagten erkennbar sein. Dies wird 



48

in einer Urteilsbegründung deutlich, in der es zu einem ähnli­
chen Fall heisst: «Es ist […] nicht erwiesen, dass der Rauschzu­
stand erkennbar gewesen wäre.»

Ein befragter Richter erklärt, dass er sich in solchen Fällen 
«immer die Mühe macht […], dem Opfer zu erklären, dass [er] 
ihm glaubt», betont aber, dass die Anwendung von Artikel 191 
StGB «kompliziert» ist: 

Es ist schwierig, weil man sich zwischen zwei Situationen be-
wegt. Entweder ist die Person in der Lage, auf die eine oder 
an dere Weise zu reagieren. In diesem Fall handelt es sich um 
Vergewaltigung oder sexuelle Nötigung, weil die Person reakti-
onsfähig ist; oder sie reagiert überhaupt nicht. […] Wir befinden 
uns nicht in einem Fall von 191, weil die Person nicht völlig 
reaktionsunfähig ist. Wir befinden uns nicht im Rahmen einer 
Nötigung, weil sie eben nicht ihre Ablehnung zeigt, obwohl sie 
getrunken hat.

Nach dem derzeitigen Stand der Rechtsprechung befreit die 
Tatsache, dass die Täter die Ablehnung möglicherweise nicht 
verstanden haben, sie von jeglicher Verantwortung. Die sexuelle 
Zustimmung hängt jedoch nicht nur von der klaren Zustim­
mung oder Ablehnung des Opfers ab, sondern grundsätzlich 
von den Bedingungen, unter denen die Zustimmung mitgeteilt 
werden kann, sowie von der Aufmerksamkeit, die jeder der Art 
und Weise widmet, in der der andere seine Zustimmung aus­
drückt, wie eine Referenzperson einer Opferhilfestelle betont:

Ich glaube, dass Alkohol eine gute Entschuldigung ist […]. Ich 
bin erstaunt darüber, wie oft Madame zu einem Lappen wird; 
sie ist nicht mehr da und dann benutzt der Täter ohne jeden 
Hintergedanken diesen Körper, der ihm zur Verfügung steht, 
während er praktisch keine Lebenssignale von sich gibt. Das 
spricht mich an. […] Ich glaube, dass es ziemlich präsent ist, 
mehr als das, was man denkt, und es steht in Verbindung mit 
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den Vorstellungen darüber, was Sexualität ist, wer Sexualität ge-
niessen kann, wer das Subjekt der Sexualität ist, wer die Objekte 
der Sexualität sind. Denn ich würde meine Hand dafür ins Feuer 
legen, dass eine Frau, die einen ultra-alkoholisierten Mann sieht, 
nicht einfach so anfangen wird, ihn zu missbrauchen.

Sollte die Betonung nicht stärker auf dem Verständnis der Täter 
liegen, wie sehr sie sich um die gegenseitige Zustimmung be­
müht haben, als auf die Weigerung des Opfers?

Moral und Glaubwürdigkeit der Täter

Emotionale oder soziale Anfälligkeit oder Umstände wie ein ho­
her Alkoholpegel benachteiligen die Opfer, aber es zeigt sich, 
dass auch das übliche Verhalten der Männer ein strukturie­
rendes Element der gerichtlichen Entscheidungen ist. So wer­
den offensichtlich vorbestrafte Angeklagte, die im öffentlichen 
Raum Gewalttaten begangen haben, eher für schuldig befun­
den, während die Strafen für Personen, die zuvor noch nie mit 
der Justiz in Berührung gekommen sind, geringer ausfallen. 

Die Frage nach dem guten Charakter der Angeklagten 
erscheint als eine wichtige Dimension der Urteile. Sie verleiht 
ihren Aussagen Glaubwürdigkeit. So werden die Aussagen der 
Opfer leichter in Frage gestellt, wenn der Beschuldigte einen 
als ereignislos geltenden Alltag hat. Im Gegensatz zu anderen 
Straftaten kann das übliche gute Benehmen der Angeklagten 
die Aussagen der Opfer abwerten oder zumindest genügend 
Zweifel aufkommen lassen, um eine Einstellung oder einen 
Freispruch zu rechtfertigen. Die Besonderheit, dass Verbrechen 
wie sexuelle Gewalt «unter vier Augen», hinter verschlossenen 
Türen stattfinden, macht die Schwierigkeiten der Justiz, die 
Fakten zu ermitteln und sexuelle Nötigung oder Vergewalti­
gung zu qualifizieren, verständlich. 
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Gewalt in der Partnerschaft oder in 
Verführungsbeziehungen

Im Allgemeinen geht aus der Analyse der Akten hervor, dass 
Vergewaltigung in der Ehe oder Gewalt im Rahmen von Ver­
führungsbeziehungen, die laut Statistik am häufigsten vor­
kommen, für die Justiz weiterhin schwer zu qualifizieren sind 
und dass die Opfer kaum eine Chance haben, dass in diesem 
Rahmen sexuelle Gewalt festgestellt und verurteilt wird (siehe 
Tabelle 2). Diese Tatsache lässt sich aus mehreren Gründen ver­
stehen. Ein Teil der Gründe liegt wahrscheinlich in den gängi­
gen Vorstellungen von Familie und Partnerschaft, denen zufolge 
die Zustimmung zu sexuellen Beziehungen eine Errungenschaft 
der Ehe oder einer dauerhaften emotionalen Beziehung ist7. Sie 
hängen auch mit der Definition des Rechts zusammen, die auf 
dem Begriff der vorsätzlichen Nötigung des Täters beruht, sowie 
mit der Art und Weise, wie nach Beweisen für die rechtliche 
Einstufung sexueller Gewalt gesucht wird. Sie werfen die Frage 
auf, welche Auffassungen von Zustimmung, dem Körper an­
derer (insbesondere von Frauen), Zwang und sogar der Familie 
bevorzugt werden.

Ein restriktives Verständnis von Zwang

Die Frage nach der Zustimmung des Opfers wird anhand des 
Zwangs gemessen, der durch körperliche Gewalt oder Drohun­
gen, aber auch durch psychischen Druck entstehen kann. Die 

7 Es sei daran erinnert, dass Vergewaltigung in der Ehe erst spät rechtlich 
anerkannt wurde. Eine Studie über die parlamentarischen Debatten vor der 
Anerkennung der Vergewaltigung in der Ehe im Jahr 1992 in der Schweiz 
unterstreicht die moralischen Herausforderungen, die diesen Debatten zu­
grunde liegen. In den juristischen und gesetzgeberischen Arenen herrschte die 
Idee der Bewahrung von Ehe und Familie und die Angst, dass diese durch die 
Ausweitung des Rechts auf Selbstbestimmung und Zustimmung zu sexuellen 
Beziehungen seitens verheirateter Frauen in Frage gestellt werden könnte, vor 
(Brown et al. 2018).



51

Anwendung der letztgenannten Idee von Zwang scheint jedoch 
je nach Kontext unterschiedlich zu sein. 

Wie bereits erwähnt, scheint sexuelle Gewalt, die in Ehe­
paaren oder zwischen getrenntlebenden Ehepartnern angezeigt 
wird, schwieriger nachzuweisen zu sein, als wenn der Beschul­
digte ein Unbekannter ist (und identifiziert wurde). Obwohl die 
Rechtsprechung anerkennt, dass die Nötigung psychologischer 
Art sein und zeitlich verzögert werden kann (BGE 126 IV 124 
c. 3b), wird die häufiger vorkommende Gewalt im häuslichen 
oder ehelichen Umfeld getrennt von sexueller Gewalt behan­
delt. Wie eine Staatsanwaltsperson behauptet, interessiert sich 
die Justiz für den genauen Zeitpunkt des Übergriffs und nicht 
für die häufiger vorkommende Gewalt, da es schwierig wäre, 
eine Verbindung zwischen dieser Gewalt und der aufgezwun­
genen sexuellen Handlung herzustellen. Der allgemeine Kon­
text der Gewalt wird daher nur selten berücksichtigt, obwohl 
er sich direkt auf die Fähigkeit der Opfer auswirkt, sich gegen 
erzwungene sexuelle Handlungen zu wehren. 

So erkennen die Richter in vielen Fällen körperliche Ge­
walt an, die anhand von Fotos und/oder ärztlichen Berichten 
nachgewiesen wird, erkennen aber das Klima der Gewalt nicht 
als ausreichend an, um Zwang und damit sexuelle Gewalt 
nachzuweisen. Bei sexueller Gewalt in der Partnerschaft sind 
es eher Tätlichkeiten und Körperverletzungen, die anerkannt 
und verurteilt werden, als die sexuelle Gewalt selbst.

Das Beispiel einer Frau, der ihr Ex­Partner das Schlüssel­
bein gebrochen hatte, ist selbstredend. Sie fragte den Richter: 

Glauben Sie wirklich, dass ich mit einem gebrochenen Schlüssel-
bein Lust auf Sex hatte?

Die Regelmässigkeit der Schläge und die wiederkehrenden Dro­
hungen, manchmal mit dem Tod, reichen in diesem Fall nicht 
aus, um auf Vergewaltigung oder sexuelle Nötigung zu schlies­
sen, auch wenn das Opfer deutlich macht, dass es sich nicht 
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wehren konnte, weil es Angst vor dem (Ex­)Partner hatte, von 
dessen Gewaltausbrüchen es wusste.

Dem mag entgegengehalten werden, dass es für die Jus­
tiz schwierig ist, eine Vergewaltigung als solche zu bezeichnen, 
wenn es keine greifbare körperliche Gewalt gibt, wie eine richt­
ende Person betonte:

Das ist die wahrscheinlich komplizierteste Debatte in der Be-
ratung, das ist der psychologische Zwang, die Angst. Aber die 
Rechtsprechung sagt immer noch, dass die Meinung des Opfers 
für den Täter erkennbar sein muss. Und dann ist es eine Frage 
der Einschätzung, es reicht natürlich nicht aus, wenn der An-
geklagte uns sagt: «Aber ich habe nie verstanden, dass sie nicht 
einverstanden war.» Das reicht nicht aus. Sondern man muss 
die gesamten Umstände davor, währenddessen, danach, all das 
bewerten, um die Elemente zu bestimmen, die trotz allem den 
Tatbestand der Vergewaltigung und der Nötigung erfüllen.

Eine solche Feststellung gilt jedoch auch im Fall einer jungen 
Frau, die schwer misshandelt wurde und der ihr Ehepartner mit 
Gewalt sexuelle Beziehungen aufgezwungen hat. Obwohl sie ein 
ärztliches Attest vorlegte, in dem sie erhebliche Verletzungen 
und Blutergüsse am ganzen Körper und an den Genitalien sowie 
Strangulationsspuren aufwies, was den Richter eigentlich hätte 
überzeugen müssen, schien die Tatsache, dass sie zugab, ziem­
lich viel zu trinken und regelmässig Kokain zu konsumieren, 
auszureichen, um sie für unglaubwürdig zu halten, da das Urteil 
feststellte, dass «ein Zweifel an der Vergewaltigung besteht, der 
dem Angeklagten zugutekommen muss».

Die Schwierigkeit der Akteure in der Strafverfolgung, die 
Komplexität der Begriffe sexuelle Zustimmung und Gewalt in 
einem breiteren Gewaltkontext zu verstehen, ist hauptsächlich 
auf eine situative Lesart zurückzuführen (Jouanneau 2021), 
die eine Abkoppelung der häuslichen Gewalt vom Sexual­ und 
Gefühlsleben des Paares begünstigt. Die Reform des Schweizer 
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Strafrechts von 2004, mit der häusliche Gewalt bekämpft wer­
den sollte, bevorzugte eine individuelle Lesart von Gewalttaten 
in der Partnerschaft, da diese Gewalt nicht als spezifische Form 
der geschlechtsspezifischen Gewalt betrachtet wurde. Das 
Schweizer Strafrecht sieht keinen spezifischen Straftatbestand 
zur Verfolgung von Gewalt in der Ehe vor, sondern übersetzt 
sie in bestehende Straftatbestände, nämlich einfache Körper­
verletzung (123 StGB), wiederholte Tätlichkeiten (126 StGB), 
Drohungen (180.2 StGB) sowie sexuelle Nötigung (189 StGB) 
und Vergewaltigung (190 StGB). Es wird also eine situations­
bezogene und kontextfremde Lesart der Gewalttaten bevor­
zugt. Das Gewaltklima, das die Qualität von Paarbeziehungen 
und Zwang bestimmen kann, wird bei der strafrechtlichen Be­
wertung sexueller Gewalt nur selten berücksichtigt, weder um 
das Element der Nötigung noch die Formen der Ablehnung 
des Opfers genauer zu verstehen.

Ein extensives Verständnis von Zustimmung 

Diese situationsbezogene Lesart scheint nicht bei nicht etablier­
ten Paaren zu gelten, wenn also Täter und Opfer in der Vergan­
genheit eine emotionale und sexuelle Beziehung oder nur eine 
Verführungsbeziehung hatten. Wie wir gesehen haben, wurden 
die meisten Fälle mit gegenseitigem Kennenlernen, insbesonde­
re wenn es sich um eine Verführungsbeziehung handelte, ein­
gestellt oder die Angeklagten freigesprochen (siehe Tabelle 2). 

Die von uns befragten Richter:innen und Staatsanwält:in­
nen würden sich natürlich gegen eine traditionelle Auffassung 
von Sexualität wehren und sind zweifellos fortschrittlich, aber 
die Art und Weise, wie sie die Glaubwürdigkeit der Opfer be­
urteilen müssen, was in der aktuellen Praxis von zentraler Be­
deutung ist, veranlasst sie dazu, eine extensive Definition des 
Begriffs der Zustimmung zu bevorzugen. Die Tatsache, dass 
jemand ein­ oder mehrmals in den Geschlechtsverkehr ein­
gewilligt hat, führt dazu, dass die Justiz davon ausgeht, dass 
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unüberwindbare Zweifel bestehen. Es gibt eine hartnäckige Vor­
stellung, dass Männer nur schwer verstehen können, was Frau­
en wollen. Ein Staatsanwalt betont beispielsweise, wie auch 
seine Kolleg:innen Mühe bekundeten, Fälle zu bearbeiten, in 
denen «zwischen den Parteien eine Verbindlichkeit besteht». In 
Fällen, in denen es frühere sexuelle Beziehungen oder Hand­
lungen gegeben hat, sei es für die Angeklagten sehr schwierig, 
die tatsächlichen Wünsche der Opfer richtig zu interpretieren. 
Wenn man sich «in den Kopf des Angeklagten» versetze, sei es 
offensichtlich, dass diese Situationen das Verständnis der Tä­
ter, das ihr Handeln, eine Nötigung sei, verhindern würden. 
Offensichtlich ist die Art und Weise, wie Anklagende die In­
terpretation von emotionalen und sexuellen Beziehungen dar­
stellen, stark vergeschlechtlicht und begünstigt die männliche 
Sichtweise (Saas 2015).

Die Strafbefehle und Verfügungen gehen in die gleiche 
Richtung. Wenn es zuvor zu intimen Beziehungen oder An­
zeichen von Verführung gekommen ist, sind die Richter:innen 
häufig der Ansicht, dass der Angeklagte «nicht verstehen konn­
te, dass die Klägerin nicht zustimmte», was im weiteren Sinne 
verhindert, dass die Absicht der Nötigung nachgewiesen wer­
den kann. So heisst es in einer Urteilsbegründung, in dem der 
Ehemann eines kurz vor der Trennung stehenden Paares seiner 
Partnerin mehrfach drohte, sie zu töten: 

Die Ehefrau habe diese Beziehungen zwar innerlich nicht ge-
wünscht, sie habe sie aber um des häuslichen Friedens willen 
dennoch akzeptiert. Die Ehefrau hatte sich mehrmals geweigert, 
eine sexuelle Beziehung mit dem Angeklagten einzugehen, was 
dieser – wohl oder übel – akzeptierte. Die Ehefrau hatte also 
die Möglichkeit, die sexuellen Beziehungen abzulehnen. Unter 
diesen Umständen ist die Staatsanwaltschaft der Ansicht, dass 
er keinen ausreichenden psychischen oder physischen Druck aus-
geübt hat, um das Delikt der Vergewaltigung zu verwirklichen.
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Nicht nur, dass das allgemeine Klima der Gewalt, das in die­
sem Fall zur Trennung führte, nicht ausreicht, um als zwingend 
angesehen zu werden und somit eine Vergewaltigung zu qualifi­
zieren, sondern auch die Tatsache, dass bestimmte sexuelle Be­
ziehungen in der Vergangenheit möglicherweise vereinbart oder 
abgelehnt wurden, scheint auszureichen, um einen Zweifel am 
Bestehen sexueller Gewalt zu legitimieren.

Dies gilt auch für eine stark betrunkene junge Frau, die 
mit einem ihr bekannten älteren Mann Geschlechtsverkehr 
hatte, von dem sie behauptet, er sei nicht einvernehmlich gewe­
sen. Bei der Lektüre der Akte wird deutlich, dass die Richterin 
ihr glaubt und keinen Zweifel daran hat, dass der Geschlechts­
verkehr nicht aus einem sexuellen Wunsch oder einer sexuel­
len Fantasie der jungen Frau resultierte, sondern vielmehr ein 
Missbrauch ihrer Person war. Die Richterin verwendet mehr­
mals den Begriff «niederträchtig», um die Tatsachen, wie sie 
geschildert werden, zu beschreiben. Da die junge Frau jedoch 
zugibt, dass sie am frühen Abend, als sie bereits stark alkoho­
lisiert war, einige Zärtlichkeiten mit dem Mann ausgetauscht 
hat, ist das Gericht der Ansicht, dass ein «ernsthafter und un­
überwindbarer» Zweifel daran besteht, dass der Angeklagte 
«gehört oder verstanden hat, dass die junge Frau einmalig oder 
sogar ein zweites Mal zum Ausdruck brachte, dass sie die eine 
oder andere unternommene Handlung ablehnt». Obwohl die 
Richterin die Tatsache anerkennt, dass das Opfer stark betrun­
ken war und ihre Ablehnung zum Ausdruck brachte, werden 
die Beweismittel nicht als ausreichend erachtet. 

Diese Fälle legen nahe, die extremen Schwierigkeiten der 
Justiz, in Fällen von sexueller Gewalt ohne Zustimmung in 
einer (ehemaligen) Partnerschaft oder in einer Verführungsbe­
ziehung zu bewerten. Dies ist auf eine extensive Interpretation 
der Zustimmung zurückzuführen, die auch zu einem späteren 
Zeitpunkt nicht in Frage gestellt werden kann. Es scheint so, 
als ob eine einmal erteilte Zustimmung für alle zukünftigen 
Begegnungen mit der gleichen Person bindend wäre. Kann 
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man darin ein Fortbestehen der vor der Strafbarkeit von Ver­
gewaltigung in der Ehe vorherrschenden Vorstellungen von 
Paaren sehen, nach denen die sexuelle Zustimmung eine Er­
rungenschaft der Ehe und der Paarbeziehungen ist?

Die fehlende Aufmerksamkeit gegenüber  
den Aussagen der Täter 

Die Aussagen eines Staatsanwalts, der oben zitiert wurde, sind 
eindeutig: «Man muss die Opfer mehrmals anhören, denn ei­
nes der Elemente der Glaubwürdigkeit ist die Kohärenz», da das 
Wort des einen gegen das Wort des anderen steht. Eine Logik 
des Verdachts umgibt und belastet also die Aussagen der Opfer. 
Könnten sie einen sekundären Nutzen daraus ziehen? Anstatt 
die Täter nach den Elementen zu befragen, die sie glauben lies­
sen, dass die Zustimmung auf Gegenseitigkeit beruhte, werden 
die Aussagen und das Verhalten der Opfer untersucht.

Obwohl sowohl Polizist:innen, Staatsanwält:innen und 
Richter:innen behaupteten, dass falsche Anschuldigungen 
«äusserst selten» seien, bezogen sie sich in den Interviews sehr 
häufig darauf, ebenso wie auf die Unentschlossenheit der Op­
fer. Viele der befragten Polizist:innen, Ärzt:innen und Staats­
anwält:innen betonen, dass die Opfer oft Zweifel haben, «nicht 
genau wissen, was sie wollen» und «zweideutig» in ihren Aus­
sagen sind. Sie berichten auch von falschen Behauptungen, von 
jungen Frauen, die sich sexuell freizügig verhalten hätten und 
dies am nächsten Tag «bereuen» würden. Wie eine richtende 
Person in Bezug auf Fälle, in denen das Opfer stark alkoholi­
siert ist, erklärt:

Und dann versteht man schliesslich, dass die junge Frau es im 
Nachhinein bereut. Was man daraus verstehen kann: Sie bereut es, 
weil sie nicht gewollt hätte, dass es so passiert.
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Die Aufmerksamkeit, die der Absicht der Opfer gewidmet 
wird, scheint grösser zu sein als die Aufmerksamkeit, die den 
Motiven der Täter gewidmet wird. Die befragten Beteiligten 
der Rechtsberufe äussern sich kaum zum Verhalten der Ange­
klagten oder zu den Zweifeln, die angeblich an den Aussagen 
der Angeklagten bestehen. Es wird so getan, als ob die Täter 
von der Aufmerksamkeit entbunden würden (als ob sie a priori 
nicht die Schlüssel hätten, um zu verstehen, wie sich das Be­
gehren eines anderen ausdrückt), obwohl man meinen könn­
te, dass es im Gegenteil eine Verpflichtung zur Aufmerksamkeit 
geben könnte (und dass sich die Beteiligten der Rechtsberufe 
dafür interessieren, wie sich der Angeklagte um ein mögliches 
gegenseitiges Begehren gekümmert hat). Auf schleichende Wei­
se werden die Opfer in die Verantwortung genommen und die 
Täter entmachtet.

Wenn man sich mit der Art und Weise beschäftigt, wie 
Beschuldigte (und nicht mehr die Opfer) befragt werden, 
insbesondere in Fällen, in denen eine Verbindung zwischen 
dem Opfer und dem Beschuldigten besteht, fällt auf, dass 
sich die verschiedenen Akteure der Justiz nur selten dafür 
interessieren, wie der Beschuldigte auf die Zeichen der Zu­
stimmung des Opfers geachtet haben soll. Im Gegenteil, 
es scheint, dass die Art und Weise, wie die Fragen gestellt 
werden, die Verleugnung der Täter begünstigt. In den Ver­
nehmungsprotokollen der von uns befragten Beschuldigten 
beginnt die Vernehmung oft mit einer geschlossenen Frage zu 
den Tatvorwürfen, nachdem die Polizei die Gründe für die 
Vorladung erläutert hat. Es überrascht nicht, dass nur sehr 
wenige die Tat sofort gestehen, wie diese beiden Auszüge aus 
Vernehmungsprotokollen zeigen.

Haben Sie sie seit Ihrer Heirat zu nicht einvernehmlichem oder 
erzwungenem Sex genötigt? 
«Nein, nie».
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Können Sie mir erklären, wie oft Sie Sex haben und ob dieser 
sowohl vom Opfer als auch von Ihnen einvernehmlich war?  
«Es war immer einvernehmlich».
Sie sagt, dass Sie darauf bestehen, mit ihr Sex zu haben. Sie zö-
gert nicht, Ihnen zu sagen, dass sie das nicht möchte. Aber sie lässt 
es über sich ergehen, damit es so schnell wie möglich vorbei ist. 
Ausserdem ist sie einmal aufgewacht, als Sie in der Löffelchen-
stellung in sie eingedrungen sind, was können Sie dazu sagen? 
«Nein, das stimmt nicht. Sie war immer willig. Sie hätten wie 
jedes Paar ab und zu Geschlechtsverkehr».

Der Mangel an Fragen dazu, wie sich der Angeklagte um das 
Einverständnis des anderen gekümmert hat, sowie die wenigen 
Details, die von den Tätern verlangt werden, erweisen sich als be­
sonders problematisch, da das Hauptbeweismittel in solchen Fäl­
len die widersprüchlichen Aussagen von Opfern und Angeklagten 
sind. Es ist nicht ungewöhnlich, dass die Angeklagten den Miss­
brauch abstreiten und auf Treu und Glauben plädieren, wobei sie 
sich manchmal als naive Männer darstellen, auf die sich die Frau­
en ohne ihr Zutun gestürzt haben, wie in einem Protokoll zu lesen 
ist: «Ich habe sie gewähren lassen, ich hatte sie um nichts gebeten.» 
Letztendlich wird sexuelle Gewalt unter diesen Umständen und 
in Ermangelung anderer Beweise nur dann strafrechtlich relevant, 
wenn der Täter die Tat ganz oder teilweise zugibt. 

Dieser Umstand lässt sich zweifellos zum Teil durch ins­
titutionelle Zwänge erklären. Ein Inspektor erklärt in einem 
Interview, dass die Bedingungen für die Vernehmung von An­
geklagten «vielleicht» nicht ideal sind:

Wenn wir Einvernahmen machen, sind wir allein und […] 
Ein vernahmen von Erwachsenen werden nicht gefilmt, also sind 
wir allein, machen uns Notizen und tippen gleichzeitig ab, was 
die Person uns eigentlich sagt. Man muss sich also auf die Person 
konzentrieren, auf die Art und Weise, wie sie sich bewegt, denn 
das sagt einem doch eine Menge, auch wenn man keine spezielle 
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Ausbildung dafür hat. Man kann zwar bestimmte Dinge erken-
nen, aber man kann auch wichtige Begriffe übersehen, weil man 
kein Zauberer ist und nicht alles machen kann. Es ist schwierig, 
nachzufragen, weil man gleichzeitig, nun ja, konzentriert ist, 
um praktisch Wort für Wort wiederzugeben, was der Angeklagte, 
also die Person, die wir anhören, uns sagt.

Dennoch werden unter diesen Bedingungen bestimmte ge­
schlechtsspezifische Vorstellungen von Sexualität erneut bestä­
tigt. In der strafrechtlichen Praxis werden Männer weiterhin er­
mutigt, ihr Recht auf sexuelle Freiheit voll auszuüben, während 
für Frauen die Umsetzung dieser Freiheit in die Praxis weiter­
hin stark an die Verantwortung geknüpft ist, den Zugang zu 
ihrem Körper zu verteidigen (Colombo et al. 2017). Bei der 
derzeitigen Rechtslage hängt die Suche nach Beweisen ebenso 
wie die Notwendigkeit, die Absichtlichkeit der Nötigung zu 
nachzuzeichnen, weiterhin davon ab, wie sich die Opfer ver­
ständlich gemacht und Widerstand geleistet haben. Es liegt an 
ihnen, die Vermutung der Zustimmung in Frage zu stellen. Ihre 
Aussagen und ihre Haltung werden weiterhin vertieft geprüft 
und mit Skepsis analysiert, während die Befragung der Täter, 
insbesondere, wenn es um Intimität oder Verführung geht, we­
niger gründlich zu sein scheint. Die Beamt:innen beschränken 
sich bei ihren Ermittlungen auf direkte Fragen, um festzustel­
len, ob der Geschlechtsverkehr erzwungen oder einvernehm­
lich war, und gehen nicht konsequent auf die Details ein, die 
es ermöglichen würden, den Wahrheitsgehalt der Aussagen des 
Beschuldigten zu bewerten. Es ist daher wichtig, eine Ermitt­
lungs­ und Urteilspraxis zu entwickeln, die das Fortbestehen 
dieser geschlechtsspezifischen Darstellungen von Sexualität 
überwinden kann und die Bedingungen, die eine Zustimmung 
ermöglichen, stärker einbezieht. Dies sollte unter Wahrung der 
Rechte der Beschuldigten gegenüber dem Verfahren geschehen 
und gleichzeitig das Recht auf Selbstbestimmung und die sexu­
elle Integrität der Opfer schützen.
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Die Bedingungen für die Zustimmung

Die rechtliche Konstruktion der sexuellen Zustimmung in der 
gegenwärtigen Rechtslage schenkt den Bedingungen, die diese 
Zustimmung begünstigen, wenig Aufmerksamkeit. Darüber hi­
naus wird dem Verständnis des Täters der Ablehnung des Op­
fers ein hoher Stellenwert eingeräumt, während die Frage, wie 
der Täter auf die Ablehnung des Opfers reagiert hat, nicht wei­
ter beleuchtet wird. Dies trägt indirekt dazu bei, eine männliche 
Wahrnehmung von Zustimmung und die Vorstellung von der 
Verfügbarkeit des weiblichen Körpers aufrechtzuerhalten (Ma­
cKinnon 2012; Saas 2015). 

Genau diesen Paradigmenwechsel schlägt die «Nur Ja 
heisst Ja»­Lösung vor, indem sie fordert, dass sich die Suche 
nach Beweisen stärker auf die Feststellung des gegenseitigen 
Einverständnisses konzentrieren sollte. Die Frage bleibt, ob 
eine Änderung der strafrechtlichen Definition von sexueller 
Gewalt dazu führen wird, dass sich die Praxis ändert und die 
Handlungen der mutmasslichen Täter in Zukunft in gleichem 
Masse untersucht werden, was aus der Sicht der Opfer ein aus­
gewogeneres Verfahren ermöglichen würde.

Das Recht ändern …

Mehrere Länder, darunter Kanada, Belgien, Schweden und Spa­
nien, haben die strafrechtliche Definition von sexueller Gewalt 
überarbeitet und dabei den Begriff des Einverständnisses in den 
Mittelpunkt gestellt. Es ist noch zu früh, um Schlussfolgerun­
gen über die Auswirkungen dieser neuen Gesetze zu ziehen, da 
die gegenwärtigen Analysen sehr unterschiedlich ausfallen.

In Schweden, wo das Strafrecht 2018 geändert wurde, 
heisst es in einem aktuellen Bericht des Nationalen Rates für 
Verbrechensverhütung, dass mehr Anzeigen erstattet wurden 
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und die Justiz Fälle von sexueller Gewalt in Verführungsbezie­
hungen, Blackout-Fällen oder Fällen, in denen es zuvor mögli­
cherweise einvernehmlichen Sex gegeben hat, aufgreifen konn­
te. Die Justiz ist der Ansicht, dass die Umsetzung recht effektiv 
ist und dass die Verurteilungsrate gestiegen ist. Die Beweislage 
ist nach wie vor ähnlich, und es gab nicht, wie von einigen 
befürchtet, mehr Verfahrenseinstellungen oder Freisprüche aus 
Mangel an Beweisen. Die Frage des Vorsatzes des Täters bleibt 
jedoch eine Herausforderung für die Justiz, da es nach wie vor 
schwierig ist, zu beweisen, dass sich der Täter absichtlich über 
die Zustimmung des Opfers hinweggesetzt hat (Brå 2020).

In Kanada steht die Zustimmung zwar bereits seit 1992 im 
Mittelpunkt der strafrechtlichen Definition, und Studien stel­
len eine bessere Anerkennung der sexuellen Selbstbestimmung 
von Frauen, einen Rückgang der Fehlinterpretationen der Zu­
stimmung und eine Verbesserung der Art und Weise, wie sich 
die Angeklagten um die Zustimmung anderer gekümmert 
haben fest (Le Magueresse 2012); doch einige Kritiker weisen 
auf die normative Dimension hin, mit der die Grenzen zwi­
schen «guten» und «schlechten» Opfern neu definiert werden 
können, und dabei die weniger privilegierten Bevölkerungs­
gruppen, die weniger Ressourcen haben, potenziell schwächen 
könnten (Gotell 2008).

In Spanien hat das Inkrafttreten des integralen Gesetzes 
zur sexuellen Freiheit im Oktober 2022, das als «Nur ein Ja 
ist ein Ja»­Gesetz bezeichnet und als bahnbrechend für die 
Rechte der Frauen angesehen wird, starke politische Reakti­
onen und Enttäuschung unter Feministinnen hervorgerufen. 
Durch die Abschaffung des Straftatbestands des sexuellen 
Missbrauchs und seine Zusammenlegung mit dem Straftat­
bestand des sexuellen Übergriffs deckt das neue Gesetz eine 
grössere Bandbreite an Situationen ab, und die Mindeststraf­
masse wurden automatisch gesenkt. Da die Übergangsregeln 
nicht ausreichend geklärt wurden, konnte das Gesetz rückwir­
kend angewendet werden. So wurden seit der Einführung des 
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Gesetzes 42 Sexualstraftäter vorzeitig aus der Haft entlassen 
und eine grosse Anzahl von Verurteilungen wurden abgemil­
dert (Lamant 2023).

Beim derzeitigen Stand der Debatte in der Schweiz 
herrscht Einigkeit darüber, dass man sich bei der Definition 
von Vergewaltigung oder sexueller Nötigung vom alleinigen 
Begriff der Nötigung verabschieden muss, wobei die Unter­
scheidung zwischen den beiden nunmehr geschlechtsneutra­
len Artikeln 189 und 190 beibehalten werden soll. Es zeich­
net sich ein Kompromiss über die Art und Weise ab, wie die 
neue Strafnorm formuliert werden soll, und es werden Stim­
men laut, die eine bessere Opferbetreuung in Anwendung der 
Istanbul­Konvention fördern wollen. Die Ergebnisse unserer 
Untersuchung sprechen für eine solche Änderung der Definiti­
on des Sexualstrafrechts, unterstreichen aber auch die Schwie­
rigkeiten der Beteiligten der Rechtsberufe, die Bedingungen 
der Zustimmung zu erfassen und sich von einer geschlechts­
spezifischen Auffassung der Sexualität und der Annahme der 
Zustimmung zu lösen, die im Gegenzug mit einer Entlastung 
der Täter einhergeht, d. h. mit der diffusen Vorstellung, dass 
die Täter die fehlende Zustimmung eines anderen nicht ver­
stehen konnten. So ist es heute wichtig, vor allem für eine 
praktische Umsetzung des Rechts zu plädieren, die sich mehr 
dafür interessiert, wie die Täter sich um die Zeichen der Ge­
genseitigkeit des Begehrens gekümmert haben, und die das 
Fortbestehen eines doppelten Standards in sexuellen Angele­
genheiten hinterfragt, wonach Männer begehren und die Ver­
antwortung immer noch bei den Frauen liegt, sich vor ihren 
sexuellen Annäherungsversuchen zu schützen.
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… und die Praktiken ändern

Ausbildung und Begleitung von  
Beteiligten der Rechtsberufe

Die Debatten über eine bessere strafrechtliche Definition von 
sexueller Gewalt scheinen sich auf die «Nein heisst Nein»­Lö­
sung zuzubewegen. Unbestreitbar wird die neue Formulierung 
der Artikel 189 Abs. 1 und 190 Abs. 1, die die Weigerung des 
Opfers ebenso wie die Reaktionsunfähigkeit einführt, dazu füh­
ren, dass mehr Fälle in strafrechtliche Verfahren aufgenommen 
werden. Fälle von Blackout oder Freezing sollten stärker berück­
sichtigt werden, wie Schweden (Brå 2020) oder Kanada (Le 
Magueresse, 2012) zeigen. Dennoch bleiben alle Möglichkeiten 
bestehen, in denen die moralischen Vorbehalte, die das Verhal­
ten des Opfers umgeben, wieder auftauchen (Cloutier 2021). 
Die Befürworter des «Nur Ja heisst Ja» betonen zwar, dass «die 
Scham die Seiten wechseln» muss und die Annahme der Zu­
stimmung in Frage gestellt werden muss, aber Interviews mit 
Richter:innen und Staatsanwält:innen zeigen, dass die Aussagen 
und das Verhalten der Opfer verglichen mit den Aussagen des 
Täters nach wie vor strenger geprüft werden. Beim derzeitigen 
Stand der Praxis scheint sich die komplexe Dynamik sexueller 
Gewalt der Logik der Justiz zu entziehen. Die Personen, mit de­
nen wir gesprochen haben, nennen im Übrigen zahlreiche Fälle, 
in denen die Opfer weiterhin so betrachtet werden, als hätten 
sie ein Verhalten an den Tag gelegt, das nicht mit den vorherr­
schenden Vorstellungen von einem «guten» Opfer vereinbar 
seien: Diejenigen, die sich nicht ausreichend gewehrt haben, 
diejenigen, die am Tag nach der Tat gefrühstückt haben, bevor 
sie nach Hause gegangen sind, diejenigen, die später weitere ein­
vernehmliche sexuelle Beziehungen hatten, diejenigen, die zu 
lange gebraucht haben, um die Tat zu melden.

Die soziologische und psychologische Forschung sowie das 
feministische Wissen ermöglichen es weitgehend zu verstehen, 
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dass die inkriminierten Haltungen mit Angst, Schuld, Trau­
ma und der Schwierigkeit, sich als Opfer zu bezeichnen, zu­
sammenhängen (Hattem 2000). Dennoch wird dieses Wissen 
nicht ausreichend vermittelt und im Strafverfahren verwendet. 
Ein Richter berichtete über eine Frau, die nach einer Vergewal­
tigung in der Ehe einvernehmlichen Sex hatte.

Das ist schwer zu verstehen, das ist eines der Dinge, die schwer 
zu verstehen sind und für die ich denke, dass die Weiterbil-
dung, die Erfahrung als Anwalt auch, die Erfahrung als Unter-
suchungsrichter, typischerweise, wichtig ist, weil man die Dinge 
aus einem anderen Blickwinkel sieht.

Sind die Beteiligten der Rechtsberufe, Polizist:innen, Rich­
ter:innen und Staatsanwält:innen ausreichend vorbereitet? Neh­
men sie an speziellen Schulungen zu sexueller Gewalt teil? Gibt 
es Räume für den Austausch zwischen den verschiedenen Ak­
teur:innen und Fachleuten? Die Interviews zeigen, dass es zwar 
viele Schulungen für die Vernehmung von Kindern gibt, aber 
nur wenige für Erwachsene. Eine Polizistin erklärt, dass sie zwar 
ein oder zwei Schulungen absolviert hat, dass aber letztlich jeder 
seine eigene Praxis on the job entwickelt. 

Im Zuge der Reform stellt sich auch die Frage nach der 
Systematisierung der Weiterbildung und der Möglichkeiten, 
die den Akteur:innen im Strafverfolgungsverfahren geboten 
werden, um sich über die Besonderheiten sexueller Gewalt, 
die Bedingungen für die Zustimmung und die Reaktionen, 
die manchmal fälschlicherweise als unvereinbar mit einem 
Trauma angesehen werden, zu informieren. Wie die internati­
onalen Expert:innen, die die Konformität der Schweiz mit der 
Istanbul­Konvention beurteilt haben (GREVIO), feststellten, 
ist es wichtig, dass die Schweiz die Bestimmungen der Istan­
bul­Konvention einhält: 
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Die GREVIO stellt fest, dass sie aufgrund fehlender Informa-
tionen über den Inhalt der Fortbildungen für Staatsanwälte 
und Richter keine genauen Feststellungen über die Stärken und 
Schwächen der sie betreffenden Fortbildungen treffen kann.  
Angesichts der Unzulänglichkeiten bei der gerichtlichen Behand-
lung von Gewalt gegen Frauen ist die GREVIO jedoch besorgt 
darüber, dass die Teilnahme von Richtern und Staatsanwälten an 
Fort bildungen weitgehend optional bleibt. (GREVIO 2022: 33)

Im November 2022 betonte Bundesrätin Karin Keller­Sutter, 
dass das Vertrauen der Opfer in das Strafsystem gestärkt werden 
müsse. Sie hält es für wichtig, «dafür zu sorgen, dass sich die 
Opfer ernst genommen fühlen», und schlägt vor, die Akteure 
im Strafverfahren besser zu schulen. Werden diese Schulungen 
systematisch durchgeführt oder sogar in die Ausbildung von Ju­
rist:innen und Polizist:innen integriert? Werden sie dazu führen, 
dass sich die Akteur:innen im Strafverfolgungsverfahren wirk­
lich für die Lösung des Problems der schwindenden Fälle einset­
zen, oder wird es subtile Widerstände dagegen geben?

Opfer im Zentrum des Wiedergutmachungsprozesses

Die Erfahrungen in Genf wie auch Beispiele aus anderen Län­
dern zeigen, dass es wichtig, ja sogar gesellschaftlich notwen­
dig ist, die strafrechtliche Definition von sexueller Gewalt zu 
überarbeiten, da sie die grosse Mehrheit der sexuellen Gewalt, 
bei der das gegenseitige Kennenlernen im Vordergrund steht, 
nicht qualifizieren kann. Die Betonung des Widerstands der 
Opfer und die Art und Weise, wie das (Nicht­)Verstehen der 
Täter wahrgenommen wird, führt in den meisten Fällen zum 
Freispruch der Täter von sexueller Gewalt, wenn sie nicht sogar 
dazu führt, dass die Opfer schlicht auf eine Anzeige verzichten.

Unabhängig von der gewählten Version der Zustimmung – 
Nur Ja heisst Ja oder Nein heisst Nein – ist die aktuelle Debatte 
über die strafrechtliche Neudefinition von sexueller Gewalt be­
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grüssenswert, da sie den verschiedenen Akteur:innen im Straf­
verfahren die Möglichkeit gibt, ihre Praxis zu überdenken. Im 
Übrigen wurde 2022 von Bundesrätin Karin Keller­Sutter ein 
«Dialog» mit den verschiedenen Akteur:innen der Justiz und 
der Polizei initiiert, um das Vertrauen der Opfer in das Straf­
verfahren zu stärken, doch dieser hat gerade erst begonnen. Der 
Bericht der Expert:innengruppe zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt, die die Einhaltung der 
Istanbul­Konvention durch die einzelnen Länder bewertet, 
unterstreicht die zahlreichen Fortschritte, die in der Schweiz 
im Bereich der Prävention und Behandlung von Gewalt gegen 
Frauen gemacht wurden, aber auch den Spielraum für weitere 
Verbesserungen. Der Bericht erinnert daran, wie wichtig es ist, 

[…] eine strafrechtliche Definition von sexueller Gewalt zu be-
vorzugen, die sich auf das Fehlen eines freien Einverständnisses 
konzentriert. Eine solche Definition würde den notwendigen 
Paradigmenwechsel ermöglichen, um die zentrale Bedeutung 
anzuerkennen, die dem Willen des Opfers zukommt, und so die 
strafrechtliche Reaktion auf die Bedürfnisse der Opfer sexueller 
Gewalt zu verbessern. (GREVIO 2022: 59)

Obwohl die Opfer, ihre Handlungen und ihre Aussagen im 
Straf verfahren besonders genau untersucht werden, bleibt ihre 
Stel lung ambivalent. Diese Prüfung führt zu einem Verfahren, 
das für die Opfer und ihre Aussagen unausgewogen ist. Die 
Frauenbewegungen haben sich deshalb für mehr Gerechtigkeit 
eingesetzt und fordern dies auch weiterhin, um den Opfern das 
Gefühl zu geben, dass sie ernst genommen werden. Das ist auch 
das Ziel des Bundesgesetzes über die Hilfe an Opfer von Straf­
taten (OHG). Und schliesslich ist es das, was eine neue Gene­
ration von Menschen erwartet, die sich von den traditionellen 
Vorstellungen über den Körper und die Sexualität von Frauen 
lösen will.
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Aber ist diese Forderung mit dem Strafrecht vereinbar, für 
das die Unschuldsvermutung ein zentraler Wert ist und blei­
ben muss? Sowohl Opferhilfsorganisationen als auch feministi­
sche Organisationen betonen, wie wichtig es ist, das Netzwerk 
zur Begleitung und Unterstützung von Opfern gemäss der 
Istanbul­ Konvention weiterzuentwickeln und alle Menschen 
für die Frage der Zustimmung zu sensibilisieren, insbesondere 
bei der Verfolgung und Untersuchung von Tätern.

Es gibt auch mehrere Möglichkeiten, die Umsetzung des 
Rechts in die Praxis zu überdenken. Eine Möglichkeit ist die 
Ausbildung und Spezialisierung von Staatsanwält:innen, wie 
sie unter anderem von der Staatsanwaltschaft des Kantons 
Waadt bereits praktiziert wird. Diese Referenzpersonen kön­
nen sich dank einer Spezialisierung einen Überblick verschaf­
fen und als Expert:innen ihre Kolleg:innen in Bezug auf die 
spezifischen Dynamiken von häuslicher und sexueller Gewalt 
beraten. Angesichts der Fallstricke der Justiz, insbesondere im 
Hinblick auf die sekundäre Viktimisierung, die ein Strafver­
fahren für die Opfer sexueller Gewalt mit sich bringt, haben 
einige Länder wie Neuseeland oder Spanien sogar spezialisier­
te Gerichte für diese Art von Gewalt eingerichtet. Die ersten 
Bewertungen dieser Initiativen zeigen, dass das spezifische 
Fachwissen der Justizmitarbeiter:innen einen opferzentrierten 
Ansatz ermöglicht, ohne die Rechte der Angeklagten in Frage 
zu stellen, vorausgesetzt, die bereitgestellten Ressourcen sind 
ausreichend (Cloutier 2021).

Einige Jurist:innen schlagen auch die Entwicklung einer 
restaurativen, auf Dialog setzende Justiz, als mögliche Alterna­
tive zum Strafprozess und seiner anklagenden Dimension vor 
(Quéloz et al. 2020; Perrier Depeursinge und Dongois 2022). 
In Fällen von sexueller Gewalt soll sie einen sicheren und res­
pektvollen Raum für die Aussagen der Opfer bieten, der einen 
Wiedergutmachungsprozess für die Opfer ermöglicht, ebenso 
wie den Täter dabei hilft, sich ihrer Taten bewusst zu werden. 
Dieser Vorschlag bedürfte einer genaueren und ausführlicheren 
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Analyse. Einige Formen der alternativen Justiz, wie die Media­
tion in Strafsachen, sind zu kritisieren, insbesondere weil sie die 
Machtverhältnisse, die auch intime Beziehungen durchziehen, 
nicht berücksichtigen. Die Befürworter:innen der restaurativen 
Justiz betonen jedoch die potenziellen Vorteile eines hybriden 
Rechtssystems. In gut umgesetzten Fällen stehen die Bedürf­
nisse der Opfer, ihre Sprache, ihr Zeithaushalt und ihre Erwar­
tungen im Mittelpunkt dieses alternativen Prozesses. Dies för­
dert einen transformativen Effekt für die Opfer und ermöglicht 
auch die Beteiligung der Täter an dieser Verständigungs­ und 
Wiedergutmachungsarbeit, natürlich mit der Zustimmung der 
Hauptbetroffenen (Christen­Schneider 2022).

Diese Initiativen machen deutlich, wie wichtig es ist, die 
Praktiken im Strafverfahren zu verstehen und zu verändern 
und parallel zur Änderung des Sexualstrafrechts diese neuen 
Überlegungen und ihre praktische Umsetzung zu entwickeln. 
Das Ziel bleibt dabei, den Bedürfnissen der Opfer sexueller Ge­
walt besser zu entsprechen und die Opferperspektive stärker zu 
berücksichtigen.
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Tabelle 1 Schwund von Fällen zwischen Meldung und Urteil

Beziehung Opferhilfe Genf Staatsanwaltschaft Strafgericht Gesamt

(Ex­)Paar/Verführungs­
beziehung 

206 72 20 298

Unbekannt 108 17 7 132
Kundenbeziehung/ 
Be rufl iche Beziehung

50 13 9 72

Flüchtige Beziehung 100 18 3 121
Personen in Institutionen 3 2 3 8
Gesamt 467 122 42 631

Tabelle 2 Verbleib der Beschwerden nach 189 StGB und 
190 StGB

Staatsanwaltschaft

Beziehung Nicht­ 
eintreten

Einstellung  
des Ver fah rens 

oder Neu ­
qualifi zierung

Strafbefehl Anklage­ 
Schrift

Gesamt

Etabliertes (Ex­)Paar 2 56 4 3
72

Verführungsbeziehung 0 6 1 0
Unbekannt 0 14 0 3 17

Arbeitsbeziehungen 0 8 4 1
31

Flüchtige Beziehung 0 17 0 1
Personen in Institutionen 1 1 0 0 2
Gesamt 3 102 9 8 122

Strafgericht

Beziehung Einstellung  
des Ver fah rens 

oder Neu  qualifi­
zierung

Freispruch Verurteilung Gesamt

Etabliertes (Ex­)Paar 4 6 3
20

Verführungsbeziehung 1 5 1

Unbekannt 1 2 4 7
Kundenbeziehung / 
Arbeitsbeziehungen

1 6 2
12

Flüchtige Beziehung 0 1 2
Personen in Institutionen 0 0 3 3

Gesamt 7 20 15 42

Tabellen
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Tabelle 3 Effektive Strafen nach 189 StGB und 190 StGB 

Staatsanwaltschaft

Beziehung Strafbefehl Festgehaltene Straftat 
sexuelle Gewalt 

Strafe

Etabliertes (Ex­)Paar 4
189 PK 90 TS B (1)
189 PK 100 TS B (1)
189 PK 6 Monate FS B (2)

Verführungsbeziehung 1 189 PK 180 TS (1)
Unbekannt 0 –

Kundenbeziehung /  
Be rufl iche Beziehung 4 (+1 Neuqual.)

198 CP 2000 CHF Geldstrafe (1)
189 PK 50 TS B (1) 
189 PK 120 TS (2)
189 PK 150 TS B (1)

Flüchtige Beziehung 0 (+4 Neuqual.)

198 CP 1500 CHF Geldstrafe (1)
191 CP 720 h gemeinnützige Arbeit (1)
191 CP 180 TS B (1)
198 CP 6 Monate FS (1)

Personen in Institutionen 0 –
Gesamt 9 (+5 Neuqual.)

Strafgericht

Beziehung Verurteilung Festgehaltene Straftat 
sexuelle Gewalt

Strafe

Etabliertes (Ex­)Paar 3
189 und 190 StGB 24 Monate FS B (1)

190 CP 3 Jahre FS B (2)
Verführungsbeziehung 1 189 PK 120 TS (1)

Unbekannt 4 (+1 Neuqual.)

198 CP 1000 CHF Geldstrafe (1)
189 PK 120 TS B (1)
189 PK 150 TS B (1)

189 und 190 StGB 5,5 Jahre FS (1)
190 CP 10 Jahre FS (1)

Kundenbeziehung / 
Be rufl iche Beziehung 2

189 PK 10 Monate FS Ba (1)
189 PK 12 Monate FS B (1)

Flüchtige Beziehung 2
190 CP Unverantwortlichb (1)
189 PK 18 Monate FS B (1)

Personen in Institu tio nen 3
189 und 190 StGB Unverantwortlichc (1)

189 PK 10 Monate FSd (1)
189 PK 30 Monate FSB (1)

Gesamt 15 (+1 Neuqual.)

Legende: FS: Freiheitsstrafe / TS: Tagessätze / B: Bedingt. 
a Psychologische und sexologische Behandlung. b Institutionelle Massnahmen. c Unterbringung in einer 
Einrichtung. d Stark eingeschränkte Verantwortlichkeit, institutionelle Behandlung.
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